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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 

Entwurf eines Gesetzes über die Gemein- 
schaftsaufgabe „Ausbau und Neubau von 
wissenschaftlichen Hochschulen (Hochschul- 
bauförderungsgesetz) 

mit Begründung (Anlage 1). Ich bitte, die Beschlußfassung des 
Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für wissenschaftliche For- 
schung. 

Der Bundesrat hat in seiner 334. Sitzung am 7. Februar 1969 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem 
Entwurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung zu nehmen. 

Im übrigen hat der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen erhoben. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des 
Bundesrates ist in der Anlage 3 dargeiegt. 


Kiesinger 


Druck: Bonner Universitäts-Budidruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 
über die Gemeinschaftsaufgabe 
Ausbau und Neubau von wissenschaftlichen Hochschulen 
(Hochschulbauförderungsgesetz) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Gemeinschaftsaufgabe 

(1) Der Ausbau und Neubau von wissenschaft- 
lichen Hochschulen wird von Bund und Ländern nach 
Maßgabe dieses Gesetzes als Gemeinschaftsaufgabe 
wahrgenommen. 

(2) Der Ausbau und Neubau von Hochschulklini- 
ken wird hinsichtlich der Erfordernisse von For- 
schung und Lehre als Gemeinschaftsaufgabe wahr- 
genommen; zwei Drittel der Gesamtaufwendungen 
für den Klinikbau gelten als Aufwendungen für 
Forschung und Lehre. 

§ 2 

Allgemeine Grundsätze 

Die Erfüllung der Gemeinschaftsaufgabe soll lei- 
stungsfähige, auf die künftigen Anforderungen aus- 
geriditete wissenschaftliche Hochschulen als Be- 
standteil des gesamten Forschungs- und Bildungs- 
systems gewährleisten. Bund und Länder haben bei 
der Erfüllung der Gemeinschaftsaufgabe darauf hin- 
zuwirken, daß 

1. die wissenschaftlichen Hochschulen nach Fach- 
richtungen, Zahl, Größe und Standort ein zu- 
sammenhängendes System bilden, durch das 
ein ausreichendes und ausgeglichenes Angebot 
an Forschungs- und Ausbildungsplätzen ge- 
währleistet wird; 

2. ein ausgewogenes Verhältnis von Forschung 
und Lehre an den wissenschaftlichen Hoch- 
schulen gefördert sowie eine funktionsgerechte 
Hochschulstruktur und eine Neuordnung des 
Studiums erleichtert wird; 

3. Forschungsschwerpunkte an den wissenschaft- 
lichen Hochschulen unter Berücksichtigung der 
hochschulfreien Forschungseinrichtungen geför- 
dert werden; 

4. in den einzelnen Fachgebieten die vorausseh- 
bare Nachfrage nach Studienplätzen und der 
langfristig zu erwartende Bedarf an wissen- 
schaftlich ausgebildeten Kräften berücksichtigt 
werden; 


5. eine bestmögliche Ausnutzung der Einrichtun- 
gen, insbesondere der bereits vorhandenen, 
gewährleistet ist; 

6. die verfügbaren Mittel durch eine voraus- 
schauende Planung sowie durch eine rationelle 
Bauweise und Grundstücksnutzung wirtschaft- 
lich und sparsam verwendet werden. 


§ 3 

Ausbau und Neubau 

Zum Ausbau und Neubau von wissenschaftlichen 
Hochschulen gehören im Sinne dieses Gesetzes die 
Aufwendungen für folgende Zwecke: 

1. Gesamtplanung einschließlich der gesondert 
im Rahmenplan ausgewiesenen Vorstudien so- 
wie Einzelplanung; Aufwendungen für die Ge- 
samtplanung und die Vorstudien können auch 
dann berücksichtigt werden, wenn sich die Ge- 
samtplanung auf neue wissenschaftliche Hoch- 
schulen oder Hochschuleinrichtungen bezieht, 
die noch nicht in die Anlage gemäß § 4 aufge- 
nommen sind; 

2. Erwerb des für die einzelnen Bauvorhaben er- 
forderlichen Baugrundstücks; die Grundstücks- 
fläche ist nach dem zulässigen Maß der bau- 
lichen Nutzung zu bemessen; bei nicht er- 
schlossenem Bauland werden zusätzlich höch- 
stens 25 V. H. der Grundstücksfläche als Er- 
schließungsanteil für öffentliche Straßen, Wege 
und Versorgungsleitungen berücksichtigt; 

3. Bauten sowie Erschließung und Entschädigung 
an Dritte in dem für die Baumaßnahme erfor- 
derlichen LFmfang, Ersteinrichtung, Außenan- 
lagen, Baunebenleistungen, besondere Be- 
triebseinrichtungen und Zubehör, wenn die Ge- 
samtkosten für das jeweilige Vorhaben eine 
Million Deutsche Mark übersteigen; 

4. Beschaffung der gesondert im Rahmenplan aus- 
gewiesenen wissenschaftlichen Großgeräte, 
wenn die Kosten für das einzelne Gerät ein- 
schließlich Zubehör 500 000 Deutsche Mark 
übersteigen; 

5. Erwerb von Baugrundstücken innerhalb des in 
dem Rahmenplan ausgewiesenen Hochschulge- 
ländes, deren Verwendungszeitpunkt beim 
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Erwerb noch nicht endgültig feststeht (vorsorg- 
licher Grunderwerb). 

§ 4 

Wissenschaftliche Hochschulen 

(1) Wissenschaftliche Hochschulen im Sinne die- 
ses Gesetzes sind die in der Anlage zu diesem 
Gesetz aufgeführten wissenschaftlichen Hochschulen 
mit ihren Einrichtungen nach dem Stand vom 1. Ja- 
nuar 1969. 

(2) Der Bundesminister für wissenschaftliche For- 
schung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit 
Zustimmung des Bundesrates weitere Hochschulen 
oder Hochschuleinrichtungen in die Anlage aufzu- 
nehmen, die nach Landesrecht als wissenschaftliche 
Hochschule errichtet oder einer wissenschaftlichen 
Hochschule ein- oder angegliedert sind und deren 
Einbeziehung in die Gemeinschaftsaufgabe wegen 
der Bedeutung für die Gesamtheit wissenschafts- 
politisch erforderlich ist. Vor Erlaß der Rechtsver- 
ordnung soll der durch Verwaltungsabkommen zwi- 
schen der Bundesregierung und den Landesregie- 
rungen errichtete Wissenschaftsrat gehört werden. 

§ 5 

Gemeinsamer Rahmenplan 

(1) Für die Erfüllung der Gemeinschaftsaufgabe 
wird vom Planungsausschuß (§ 7) nach Beteiligung 
des Wissenschaftsrates (§ 9) ein gemeinsamer Rah- 
menplan aufgestellt. 

(2) Der Rahmenplan ist für den Zeitraum der 
Finanzplanung aufzustellen, bis zum 1. Juli eines 
jeden Jahres sachlich zu prüfen, der Entwicklung an- 
zupassen und um ein weiteres Jahr fortzuführen. 
Die mehrjährige Finanzplanung des Bundes und der 
Länder ist zu berücksichtigen. 

§ 6 

Inhalt des Rahmenplans 

Der Rahmenplan gliedert sich in Angaben über: 

1. den gegenwärtigen Ausbaustand und die dem 
Rahmenplan zugrunde liegenden Zielvorstel- 
lungen; 

2. die Bauvorhaben und die Beschaffungsvor- 
haben (wissenschaftliche Großgeräte, vorsorg- 
licher Grunderwerb), jeweils nebst Kosten; 

3. die zunächst nur zur Planung vorgesehenen 
Vorhaben und die für die Erfüllung der Ge- 
meinschaftsaufgabe erforderlichen Vorstudien, 
jeweils nebst Kosten; 

4. die vom Bund und von jedem Land für die Er- 
füllung der Gemeinschaftsaufgabe im nächsten 
Jahr bereitzustellenden und für die folgenden 
Jahre des Planungszeitraumes jeweils vorzu- 
sehenden Mittel. 


§ 7 

Planungsausschuß 

(1) Für die gemeinsame Rahmenplanung bilden 
die Bundesregierung und die Landesregierungen 
einen Planungsausschuß. Ihm gehören der Bundes- 
minister für wissenschaftliche Forschung als Vorsit- 
zender, der Bundesminister der Finanzen und ein 
Minister (Senator) jedes Landes an; eine Vertretung 
ist zulässig. 

(2) Der Planungsausschuß beschließt mit einer 
Mehrheit von drei Vierteln der Stimmen. Bund und 
Länder haben gleiche Stimmenzahl. Jedes Land hat 
eine Stimme. Die Stimmen des Bundes können nur 
einheitlich abgegeben werden. 

(3) Der Planungsausschuß gibt sich eine Geschäfts- 
ordnung. 

§ 8 

Anmeldung zum Rahmenplan 

(1) Bis zum 1. Februar jedes Jahres gibt jedes 
Land seine allgemeinen und langfristigen Ziele auf 
dem Gebiet des Hochschulbaus bekannt und meldet 
dabei die in § 6 Nr. 2 und 3 genannten Vorhaben 
zur Aufnahme in den Rahmenplan an. Mit der An- 
meldung gilt die Zustimmung des Landes gemäß 
Artikel 91 a Abs. 3 Satz 2 des Grundgesetzes als 
erteilt. Die Zustimmung kann bis zur Beschlußfas- 
sung über den Rahmenplan widerrufen werden. 

(2) Die Anmeldung zu § 6 Nr. 2 enthält zu den 
Bauvorhaben eine allgemeine Erläuterung, Angaben 
über das Raumprogramm und die Dringlichkeit so- 
wie eine Kostenschätzung nach Erfahrungssätzen; zu 
den Beschaffungsvorhaben eine allgemeine Erläute- 
rung sowie Angaben über die Kosten. Die Anmel- 
dung enthält ferner Angaben über Folgekosten. 

(3) Bei Vorhaben nach § 6 Nr. 3 genügen An- 
gaben über die Ziele und Kosten der Planung oder 
Vorstudien sowie eine vorläufige Schätzung der 
Kosten einer späteren Ausführung. 

(4) Für Anmeldungen zur Änderung des Rahmen- 
plans gelten Absatz 1 Satz 1 sowie die Absätze 2 
und 3 sinngemäß. 

§ 9 

Beteiligung des Wissenschaftsrates 

(1) Die Unterlagen nach § 8 sind zunächst dem 
Wissenschaftsrat zu übersenden. 

(2) Der Wissenschaftsrat soll unbeschadet seiner 
übrigen Aufgaben bis zum 15. April jedes Jahres 
Empfehlungen für den Rahmenplan aussprechen. 

(3) Empfehlungen nach Absatz 2 sind Beratungs- 
grundlage des Planungsausschusses. Der Planungs- 
ausschuß gibt dem Vorsitzenden des Wissenschafts- 
rates Gelegenheit zur Stellungnahme, soweit er von 
den Empfehlungen abweichen will. 
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(4) Der Planungsausschuß übersendet dem Vor- 
sitzenden des Wissenschaftsrates eine Ausfertigung 
des aufgestellten Rahmenplans. 

§ 10 

Verfahren nach Aufstellung des Rahmenplans 

Der Planungsausschuß leitet den Rahmenplan der 
Bundesregierung und den Landesregierungen zu. 
Die Bundesregierung und die Landesregierungen 
nehmen die für die Durchführung des Rahmenplans 
im nächsten Jahr erforderlichen Ansätze in ihre Ent- 
würfe der Haushaltspläne auf. 

§ 11 

Durchführung des Rahmenplans 

(1) Die Durchführung des Rahmenplans ist Auf- 
gabe der Länder. 

(2) Die Landesregierungen unterrichten die Bun- 
desregierung und den Bundesrat auf Verlangen über 
die Durchführung des Rahmenplans und den allge- 
meinen Stand der Gemeinschaftsaufgabe. Sie sollen 
außerdem regelmäßig den Wissenschaftsrat unter- 
richten. 

§ 12 

Erstattung 

(1) Der Bund erstattet vorbehaltlich der Bestim- 
mung des Artikels 91 a Abs. 4 Satz 3 des Grund- 
gesetzes jedem Land auf Grund der Abrechnungen 
für die in § 6 Nrn. 2 und 3 genannten Vorhaben die 
Hälfte der dem Land nach Maßgabe des Rahmen- 
plans entstandenen Aufwendungen. 

(2) Der Bund leistet bis zur voraussichtlichen 
Höhe des nach Absatz 1 von ihm zu erstattenden 
Betrages entsprechend dem Stand der Maßnahmen 
und den bereitgestellten Haushaltsmitteln Voraus- 
zahlungen an das Land. Zur Feststellung des Mittel- 
bedarfs und des Baufortschritts teilt der zuständige 
Landesminister (Senator) dem Bundesminister für 
wissenschaftliche Forschung die Höhe der veraus- 
gabten Mittel sowie Stand und voraussichtliche Ent- 
wicklung der Vorhaben mit. 

(3) Soweit die in § 3 Nr. 5 genannten Grund- 
stücke innerhalb von zehn Jahren nach Erwerb oder 
einer von dem Planungsausschuß bestimmten län- 
geren Frist nicht für die Gemeinschaftsaufgabe ge- 
mäß § 3 Nr. 2 in Anspruch genommen werden, zahlt 
das Land an den Bund den Teil des Verkehrswertes, 
mindestens des Zeitwertes, zurück, der dem Ver- 
hältnis des Erstattungsbetrages zu den Erwerbs- 
kosten entspricht. Das gleiche gilt, wenn ein auf 


Grund des Rahmenplans durchgeführtes Vorhaben 
zweckentfremdet wird, es sei denn, der Planungsaus- 
schuß billigt eine andere Verwendung im Rahmen 
der Gemeinschaftsaufgabe. 

§ 13 

Aufstellung des ersten Rahmenplans 

(1) Die Laufzeit des ersten Rahmenplans beginnt 
am 1. Januar 1972. 

(2) Unterlagen nach § 8 für die Aufstellung des 
ersten Rahmenplans sind dem Wissenschaftsrat bis 
zum 1. Juli 1970 zu übersenden. Bis zum 1. Januar 
1971 soll der Wissenschaftsrat hierzu Empfehlungen 
aussprechen. Der erste Rahmenplan soll bis zum 
1, März 1971 auf gestellt sein. 

§ 14 

Ubergangsregelung 

(1) Bei der Festsetzung des Erstattungsbetrages 
nach § 12 werden — vorbehaltlich der Regelung in 
Absatz 2 — nur Aufwendungen für Leistungen zu- 
grunde gelegt, die nach dem Inkrafttreten dieses 
Gesetzes erbracht werden. 

(2) Bei Vorhaben, die bereits vor dem Inkraft- 
treten dieses Gesetzes von Bund und Ländern ge- 
meinschaftlich finanziert wurden, sind bei der Fest- 
setzung des Erstattungsbetrages nach § 12 Aufwen- 
dungen des Bundes und der Länder für frühere Lei- 
stungen nach Maßgabe der bisherigen Beteiligungs- 
sätze anzurechnen. 

(3) Für die Zeit bis zum Beginn der Laufzeit des 
ersten Rahmenplans sollen Bund und Länder Ver- 
einbarungen über die Fortsetzung der bereits bisher 
gemeinsam geförderten Vorhaben und die Planung 
und Finanzierung weiterer Vorhaben treffen. Die 
Vereinbarungen sollen den Grundsätzen dieses Ge- 
setzes entsprechen. 

§ 15 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 
Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes 
erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 
des Dritten Uberleitungsgesetzes. 

§ 16 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1970 in Kraft. 
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Anlage 


Rheinisch-Westfälische Technische Hochschule Aachen 

Freie Universität Berlin 

Technische Universität Berlin 

Universität Bielefeld 

Ruhr-Universität Bochum 

Rheinische Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn 

Technische Hochschule Carolo-Wilhelmina zu Braunschweig 

Universität Bremen 

Technische Hochschule Clausthal 

Technische Hochschule Darmstadt 

Technische Universität Dortmund 

Universität Düsseldorf 

Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg 

Johann- Wolfgang-Goethe-Universität Frankfurt 

Albert-Ludwigs-Universität Freiburg im Breisgau 

Justus-Liebig-Universität Gießen 

Georg-August-Universität Göttingen 

Universität Hamburg 

Technische Hochschule Hannover 

Tierärztliche Hochschule Hannover 

Medizinische Hochschule Hannover 

Ruprecht-Karl-Universität Heidelberg 

Universität (Landwirtschaftliche Hochschule) Hohenheim 

Universität Fridericiana Karlsruhe (Technische Hochschule) 

Christian-Albrechts-Universität Kiel 

Universität zu Köln 

Universität Konstanz 

Medizinische Akademie Lübeck 

Johannes-Gutenberg-Universität Mainz 

Universität (Wirtschaftshochschule) Mannheim 

Philipps-Universität Marburg 

Ludwig-Maximilians-Universität München 

Technische Hochschule München 

Westfälische Wilhelms-Universität Münster 

Universität Regensburg 

Universität des Saarlandes 

Universität (Technische Hochschule) Stuttgart 

Eberhard-Karls-Universität Tübingen 

Universität (Medizinisch-Naturwissenschaftliche Hochschule) Ulm 
Bayerische Julius-Maximilians-Universität Würzburg 
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Begründung 


A. Allgemeines 

Artikel 91 a GG im Entwurf des Finanzreformge-* 
setzes (Drucksache V/2861) sieht drei Gemeinschafts- 
aufgaben von Bund und Ländern vor: den Ausbau 
und Neubau von wissenschaftlichen Hochschulen, 
die Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur 
sowie die Verbesserung der Agrarstruktur und des 
Küstenschutzes. Der Verfassungsartikel regelt nur 
die Grundsatzfragen. Die nähere rechtliche Ausge- 
staltung der Gemeinschaftsaufgaben bleibt entspre- 
chenden Ausführungsgesetzen Vorbehalten. Mit dem 
Entwurf eines Hochschulbauförderungsgesetzes (im 
folgenden: „Entwurf') wird das Ausführungsgesetz 
für die Gemeinschaftsaufgabe Ausbau und Neubau 
von wissenschaftlichen Hochschulen [Artikel 91 a 
Abs. 1 Nr. 1 GG (E)] vorgelegt. Der Entwurf ist ent- 
sprechend der gemeinsamen Rechtsgrundlage in 
Artikel 91 a GG (E) mit den Gesetzentwürfen für die 
beiden anderen Gemeinschaftsaufgaben abgestimmt. 

Der Entwurf beruht auf der Regierungsvorlage des 
Finanzreformgesetzes. Im weiteren Verlauf des Ge- 
setzgebungsverfahrens zum Finanzreformgesetz er- 
geben sich möglicherweise Änderungen, die Aus- 
wirkungen auf den vorliegenden Entwurf haben 
können. So haben Ausschüsse des Deutschen Bun- 
destages erwogen, in Artikel 91 a GG (E) eine Kom- 
petenz zum Erlaß allgemeiner Richtlinien für die 
Durchführung des Rahmenplans aufzunehmen. Falls 
diese Überlegungen verwirklicht würden, müßte in 
dem Entwurf der Erlaß von Richtlinien durch den 
Planungsausschuß geregelt werden. 

Der wachsende Bedarf an Forschungskapazität und 
die Notwendigkeit, eine auf den Bedarf an Aka- 
demikern und die Nachfrage nach Studienplätzen 
ausgerichtete Zahl von Ausbildungsmöglichkeiten in 
den wissenschaftlichen Hochschulen zu schaffen, er- 
fordert hohe staatliche Finanzmittel. Aus diesem 
Grund hat sich der Bund bereits seit dem Jahre 1958 
am Ausbau der bestehenden Hochschulen beteiligt. 
Durch die Verwaltungsabkommen zur Förderung 
von Wissenschaft und Forschung vom 4. Juni 1964 
und 8. Februar 1968 haben Bund und Länder der 
gemeinsamen Finanzierung eine vertragliche Grund- 
lage gegeben. Diese Grundlage ist jedoch befristet 
und regelt im übrigen nur die finanzielle Beteiligung 
des Bundes, sieht aber keine gemeinsame Planung 
des Ausbaus der wissenschaftlichen Hochschulen 
vor. 

Angesichts der Bedeutung des Ausbaus der wissen- 
schaftlichen Hochschulen und des großen finanziel- 
len Aufwandes sollen der Ausbau und auch der 
Neubau von wissenschaftlichen Hochschulen nach 
Artikel 91 a GG (E) zur Gemeinschaftsaufgabe er- 
klärt werden. Der finanziellen Beteiligung des Bun- 
des, die im Jahre 1968 630 Millionen DM betrug, 
wird auf diese Weise eine eindeutige verfassungs- 
rechtliche Grundlage gegeben. Darüber hinaus wird 


die Beteiligung des Bundes auf die Errichtung aller 
neuen wissenschaftlichen Hochschulen ausgedehnt, 
die zu einem Teil bisher von den Ländern gemein- 
sam, zu einem Teil von den einzelnen Ländern allein 
finanziert wurden; an vier neugegründeten medizini- 
schen Hochschulen hat sich allerdings auch der Bund 
bereits beteiligt. Die rechtliche Neugestaltung durch 
Artikel 91 a GG (E) und den Entwurf fixiert nicht 
nur den bisherigen Zustand, sondern verpflichtet 
Bund und Länder zu einer verstärkten Kooperation. 

Der Entwurf weist vier Schwerpunkte auf, die in 
Artikel 91 a GG (E) vorgezeichnet sind. 

— Zunächst muß das Ausführungsgesetz die Ge- 
meinschaftsaufgabe näher bestimmen [vgl. Ar- 
tikel 91 a Abs. 2 Satz 1 GG (E)]. Dementspre- 
chend legen die §§ 3 und 4 des Entwurfs die zum 
„Ausbau und Neubau" gehörenden Aufwendun- 
gen sowie den Kreis der „wissenschaftlichen 
Hochschulen" für den Bereich des Ausführungs- 
gesetzes fest. 

— Nach Artikel 91 a Abs. 2 Satz 2 GG (E) soll das 
Ausführungsgesetz allgemeine Grundsätze für 
die Erfüllung der Gemeinschaftsaufgabe enthal- 
ten. § 2 des Entwurfs führt entsprechend diesem 
Verfassungsauftrag die Grundsätze auf, nach 
denen sich auf dem Gebiet des Hochschulbaus die 
gemeinsame Planung von Bund und Ländern so- 
wie die baulichen Maßnahmen der Länder aus- 
zurichten haben. 

— Gemäß Artikel 91 a Abs. 3 Satz 1 GG (E) trifft 
der Entwurf Bestimmungen über das Verfahren 
und über Einrichtungen für eine gemeinsame 
Rahmenplanung. §§ 5 und 6 behandeln den ge- 
meinsamen Rahmenplan von Bund und Ländern; 
§ 7 sieht als Einrichtung für eine gemeinsame 
Rahmenplanung einen Planungsausschuß vor. 
§§ 8 bis 10 regeln unter dem einheitlichen 
Aspekt des Verfahrens die Anmeldung von Vor- 
haben zur Aufnahme in den Rahmenplan, die 
Beteiligung des Wissenschaftsrates sowie die 
Bindungswirkung des aufgestellten Rahmenplans. 
Die gemeinsame Rahmenplanung ist das ent- 
scheidende Merkmal des neuen Instituts der Ge- 
meinschaftsaufgabe. Daher stellen die Vorschrif- 
ten über die Rahmenplanung ein Kernstück des 
Entwurfs dar. 

— Schließlich verlangt Artikel 91 a Abs. 4 Satz 2 
GG (E) nähere Bestimmungen über die finan- 
zielle Beteiligung des Bundes an den Aufwen- 
dungen der Länder. Diese Frage regelt § 12 des 
Entwurfs, der — im Gegensatz zur bisherigen 
haushaltsrechtlichen Praxis der Bewilligung — 
ein Erstattungsverfahren vorsieht. Die finanzielle 
Beteiligung des Bundes von der Zeit vor Inkraft- 
treten des Gesetzes bis zum Beginn der Laufzeit 
des ersten Rahmenplans ist in der Übergangsvor- 
schrift des § 14 besonders behandelt. 
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B. Zu den einzelnen Vorschriften 
Zu § 1 — Gemeinschaftsaufgabe 
Absatz 1 

Die Vorschrift stellt fest, daß der Ausbau und Neu- 
bau von wissenschaftlichen Hochschulen von Bund 
und Ländern nach Maßgabe des Gesetzes als Ge- 
meinschaftsaufgabe wahrgenommen wird. Mit die- 
ser Feststellung sind die Voraussetzungen bejaht, 
die Artikel 91 a GG (E) an die Verwirklichung der 
Gemeinschaftsaufgabe stellt: Der Ausbau und Neu- 
bau von wissenschaftlichen Hochschulen ist für die 
Gesamtheit bedeutsam, die Mitwirkung des Bundes 
an dieser Aufgabe ist zur Verbesserung der Lebens- 
verhältnisse in der Bundesrepublik erforderlich. 

Absatz 2 

Die Hochschulkliniken dienen sowohl der For- 
schung und Lehre als auch der allgemeinen Kranken- 
versorgung der Bevölkerung. Daher treffen hier Ge- 
meinschaftsaufgabe und vom Land zu erfüllende 
Aufgaben zusammen. Der Klinikbau kann nur hin- 
sichtlich der für Forschung und Lehre erforderlichen 
Aufwendungen als Gemeinschaftsaufgabe wahrge- 
nommen werden. Der Anteil der Krankenversorgung 
ist bei den Kliniken nach örtlichen Gegebenheiten 
wohl unterschiedlich, ohne daß er genau zu bestim- 
men wäre. Der Entwurf sieht deshalb im Interesse 
einer reibungslosen verwaltungsmäßigen Abwick- 
lung der Bundesleistungen eine pauschalierte Rege- 
lung entsprechend den derzeitigen, auf Erfahrungs- 
sätzen beruhenden Beteiligungsquoten vor, wonach 
zwei Drittel der Gesamtaufwendungen für den 
Klinikbau auf Forschung und Lehre entfallen. 


Zu § 2 — Allgemeine Grundsätze 

Die Bestimmung erfüllt den Verfassungsauftrag nach 
Artikel 91 a Abs. 2 Satz 2 GG (E), allgemeine Grund- 
sätze für den Ausbau und Neubau wissenschaftlicher 
Hochschulen gesetzlich festzulegen. Der Entwurf 
geht davon aus, daß in den vergangenen Jahren der 
Ausbau der wissenschaftlichen Hochschulen in erster 
Linie darauf ausgerichtet war, die fortdauernden 
Wirkungen der Kriegszerstörungen zu beseitigen, 
der Forschung moderne Räumlichkeiten und Appa- 
raturen zur Verfügung zu stellen und einen offen- 
kundigen Bedarf an Studienplätzen in dem größt- 
möglichen Ausmaß zu decken. Diese Ausbauphase 
ist abgeschlossen und muß von einem Hochschulbau 
mit differenzierteren Zielvorstellungen abgelöst 
werden. Die Arbeiten des Wissenschaftsrates, die 
Planungen der Länder im Bereich des Bildungs- 
wesens, die Überlegungen über den künftigen Be- 
darf an Akademikern und die zu erwartende Nach- 
frage nach Studienplätzen, schließlich auch die Er- 
kenntnisse über das Verhältnis von universitärer 
und außeruniversitärer Forschung sind Grundlagen 
für solche Zielvorstellungen bei der künftigen Ent- 
wicklung des Hochschulbaus. Der Entwurf greift aus 
den zahlreichen für die Entwicklung des Hochschul- 
wesens maßgebenden Faktoren diejenigen heraus, 
die eng mit den Baumaßnahmen Zusammenhängen 


und erklärt sie zu allgemeinen Grundsätzen für die 
Erfüllung der Gemeinschaftsaufgabe. Darüber hin- 
ausgehende Fragen des Hochschulwesens können 
nicht Gegenstand des Gesetzes zur Durchführung 
der Gemeinschaftsaufgabe sein. 

Die Erfüllung der Gemeinschaftsaufgabe dient der 
Entwicklung eines Hochschulwesens, das als Einheit 
zu sehen und in Beziehung zu dem gesamten For- 
schungs- und Bildungssystem zu setzen ist. Dies ent- 
spricht nicht nur dem traditionellen Verständnis der 
deutschen Hochschulen, sondern auch den Erforder- 
nissen der modernen Gesellschaft. § 2 Satz 1 weist 
auf diese Zusammenhänge hin und nennt sodann 
einzelne Ziele, an denen sich eine zweckentspre- 
chende Bauplanung ausrichten muß, wenn sie zur 
Erreichung des Gesamtzieles beitragen soll. Zu be- 
denken ist, daß sich § 2 sowohl an den Bund als auch 
an die Länder richtet, und zwar hinsichtlich der Pla- 
nung an Bund und Länder gemeinsam, hinsichtlich 
der Durchführung der Planung an die Länder. Der 
Entwurf nennt alle wichtigen Faktoren, die für die 
Planung und die baulichen Maßnahmen von Bedeu- 
tung sind. 

Ein wesentliches Ziel der Erfüllung der Gemein- 
schaftsaufgabe muß es sein, ein Hochschulsystem zu 
entwickeln und aufrechtzuerhalten, das regionale 
Unterschiede in sachdienlicher Weise berücksichtigt 
und ausgleicht, das ausreichende Forschungs- und 
Lehrmöglichkeiten schafft, ohne zu Überkapazitäten 
zu führen, das optimale Standorte für wissenschaft- 
liche Hochschulen aufweist und in seinen Fachrich- 
tungen den Ausbildungs- und Forschungserforder- 
nissen gerecht wird. Diese grundsätzlichen Forde- 
rungen nennt § 2 Nr. 1. 

§ 2 Nr. 2 berücksichtigt die Tatsache, daß die deut- 
sche Universität die Einheit von Forschung und 
Lehre wahrt und auch in Zukunft wahren soll. Fer- 
ner sollen Planung und Baumaßnahmen eine funk- 
tionsgerechte Hochschulstruktur und eine Neuord- 
nung des Studiums im Hinblick auf die Ergebnisse 
der wissenschaftlichen Ausbildung erleichtern. Die 
Erfahrungen der letzten zehn Jahre haben gezeigt, 
daß Baumaßnahmen einen starken Einfluß auf 
die Entwicklung der Hochschulstruktur und auf 
das Studium haben können. Baulich nicht sinnvoll 
aufeinander ausgerichtete Institute können keine 
Forschungseinheit darstellen, voneinander abgele- 
gene Institute an sich zusammengehörender Diszi- 
plinen erschweren das Studium übergreifender Fä- 
cher oder die gemeinsame Benutzung von Anlagen 
und Einrichtungen. 

Forschungsschwerpunkte im Sinne des 5 2 Nr. 3 sind 
in erster Linie die Sonderforschungsbereiche. Der 
Wissenschaftsrat hat die Bildung solcher Sonderfor- 
schungsbereiche an den wissenschaftlichen Hoch- 
schulen empfohlen, durch die die erforderliche Kon- 
zentration, Koordinierung und Spezialisierung in der 
Hochschulforschung sichergestellt werden soll. Bund 
und Länder werden die laufenden Kosten dieser 
Sonderforschungsbereiche auf der Grundlage eines 
Verwaltungsabkommens nach Artikel 91 b GG (E) 
tragen. Die erforderlichen Investitionsmaßnahmen 
gehören zum Ausbau und Neubau der wissenschaft- 
lichen Hochschulen und werden daher in die Ge- 
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meinschaftsaufgabe nach Artikel 91 a GG (E) einbe- 
zogen. Dabei sind auch die möglichen und nützlichen 
Verbindungen mit hochschulfreien Forschungsein- 
richtungen zu berücksichtigen. § 2 Nr. 3 soll sicher- 
stellen, daß insbesondere diese wissenschaftspoli- 
tisch bedeutsame Entwicklung der Sonderforschungs- 
bereiche bei der Rahmenplanung gefördert wird. 

In der hochschulpolitischen Diskussion wird der 
Ausbau und Neubau der wissenschaftlichen Hoch- 
schulen vor allem auch unter dem Gesichtspunkt be- 
urteilt, daß die Nachfrage nach Studienplätzen ge- 
deckt und der langfristig zu erwartende Bedarf an 
Akademikern berücksichtigt werden muß. Welcher 
dieser beiden Faktoren den Vorrang haben sollte, 
kann nicht abstrakt entschieden werden. Von we- 
sentlicher Bedeutung ist, daß das Verhältnis zwi- 
schen Nachfrage und Bedarf für die einzelnen Fach- 
gebiete, d. h. nicht nur für die Kapazität der Hoch- 
schulen insgesamt, berücksichtigt wird. § 2 Nr. 4 
sieht dies für die gemeinsame Rahmenplanung vor. 

§ 2 Nr. 5 beruht auf der Überlegung, daß die hohen 
Kosten, die moderne Universitätsbauten verur- 
sachen, eine rationelle Ausnutzung verlangen, be- 
vor an die Erweiterung oder an den Neubau von 
Hochschuleinrichtungen gedacht werden kann, und 
daß auch bei der Planung neuer Einrichtungen von 
vornherein eine optimale Ausnutzung angestrebt 
werden muß. 

§ 2 Nr. 6 konkretisiert den allgemeinen Grundsatz, 
daß öffentliche Mittel wirtschaftlich und sparsam 
verwendet werden sollen, durch den Hinweis darauf, 
daß dies bei der Erfüllung der Gemeinschaftsauf- 
gabe vor allem durch eine vorausschauende Pla- 
nung und durch andere, unmittelbar mit dem Bau 
zusammenhängende Maßnahmen sichergestellt wer- 
den muß. 

Zu § 3 — Aus- und Neubau 

Die Vorschrift legt für den Anwendungsbereich des 
Gesetzes fest, welche Aufwendungen zum Ausbau 
und Neubau der wissenschaftlichen Hochschulen ge- 
hören. Diese Abgrenzung ist insbesondere im Hin- 
blick auf die Erstattungsvorschrift des § 12 erforder- 
lich. Die in § 3 genannten Länderaufwendungen 
sind vom Bund unter Berücksichtigung des § 1 Abs. 2 
mit 50 V. H. unter bestimmten Voraussetzungen zu 
erstatten. 

Nach § 3 Nr. 1 gehören zum Ausbau und Neubau 
die Aufwendungen für die Gesamtplanung ein- 
schließlich Vorstudien und die Einzelplanung. Die 
Gesamtplanung umfaßt die allgemeinen Konzeptio- 
nen für den Aus- oder Neubau ohne Detailangaben. 
Unter Vorstudien sind insbesondere Standortunter- 
suchungen für neue Hochschulen oder Erhebungen, 
die sich auf das gesamte Bundesgebiet erstrecken, 
zu verstehen. Einzelplanung ist im bautechnischen 
Sinn gemeint. 

Der Entwurf geht mit der Einbeziehung der Kosten 
für Gesamtplanung und Vorstudien über die bishe- 
rige Beteiligung des Bundes am Ausbau der Hoch- 
schulen hinaus. Da Bund und Länder im Rahmen der 
Gemeinschaftsaufgabe gemeinsam planen, ist es 


konsequent, wenn auch die Kosten für Gesamtpla- 
nung und Vorstudien gemeinsam aufgebracht wer- 
den. 

Aufwendungen für Gesamtplanung und Vorstudien 
können nach dem zweiten Halbsatz der Nummer 1 
auch dann berücksichtigt werden, wenn sie sich auf 
neue wissenschaftliche Hochschulen oder Hochschul- 
einrichtungen beziehen, die noch nicht in die An- 
lage gemäß § 4 aufgenommen worden sind. Oft 
dient eine Gesamtplanung nur der Klärung der Vor- 
frage, ob eine neue wissenschaftliche Hochschule 
errichtet werden soll. Diese Prüfung kann negativ 
verlaufen, so daß eine verfrühte Ergänzung der An- 
lage nach § 4 Abs. 2 nicht sinnvoll wäre. 

Die Abgrenzung der von Bund und Ländern gemein- 
sam zu finanzierenden Zweckausgaben für Gesamt- 
planung und Vorstudien von den Verwaltungsaus- 
gaben der Länder wird sich in der Praxis auf der 
Grundlage des zu Artikel 104 a Abs. 4 GG (E) zu 
erlassenden Gesetzes entwickeln. Eine Erstattung 
der Verwaltungsausgaben der Länder durch den 
Bund kommt nicht in Betracht. 

§ 3 Nr. 2 lehnt sich an die bisherige Bewilligungs- 
praxis an. Die Regelung soll einen möglichst hohen 
Grad der baulichen Nutzung der Grundstücke ge- 
währleisten. 

§ 3 Nr. 3 zählt im ersten Halbsatz die mit den Bau- 
maßnahmen im engeren Sinne zusammenhängenden 
Aufwendungen einzeln auf. Bei der Erschließung 
wird nicht zwischen der sogenannten inneren und 
äußeren Erschließung unterschieden, da sich diese 
Begriffe in der Praxis nicht eindeutig voneinander 
abgrenzen lassen. Statt dessen stellt der Entwurf auf 
die Erschließung in dem für die Baumaßnahme er- 
forderlichen Umfang ab. Demgemäß müssen die Er- 
schließungsarbeiten regelmäßig in einer engen 
räumlichen und technischen Beziehung zu dem Bau- 
werk stehen. — Ersteinrichtung ist in einem weiten 
Sinne zu verstehen. Darunter fällt z. B. die Ausstat- 
tung mit Büromöbeln und -maschinen sowie mit wis- 
senschaftlichen Geräten. — Schließlich werden im 
Zusammenhang mit den Bauten Außenanlagen (z. B. 
Vorplätze oder Bodenauffüllungen), Baunebenlei- 
stungen (z. B. Kosten für Sonderfachleute), beson- 
dere Betriebseinrichtungen (z. B. Aufzüge oder 
Klimaanlagen) und Zubehör genannt. Hierbei han- 
delt es ich im wesentlichen um bautechnische Be- 
griffe nach DIN 276/277, die auch den Richtlinien 
für die Durchführung von Bauaufgaben des Bundes 
im Zuständigkeitsbereich der Finanzbauverwaltung 
(RBBau, herausgegeben 1965 vom Bundesschatzmini- 
sterium) und entsprechenden Bestimmungen der 
Länder zugrunde liegen. 

Der zweite Halbsatz in § 3 Nr. 3 führt eine Bagatell- 
grenze ein; wenn die Gesamtkosten für das jewei- 
lige Vorhaben eine Millionen DM nicht übersteigen, 
gehören sie nicht zu den Aufwendungen im Sinne 
des Gesetzes. Was unter dem jeweiligen Vorhaben 
zu verstehen ist, muß im Einzelfall auf Grund des 
Rahmenplans bestimmt werden. — Die Bagatell- 
grenze soll den Sinn der Gemeinschaftsaufgabe, ge- 
meinsame Wahrnehmung nur der für die Gesamtheit 
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hedeutsamen Vorhaben, unterstreichen und dement- 
sprechend auch den Planungsausschuß nicht mit Auf- 
gaben geringerer Bedeutung belasten. Die Regelung 
entspricht der bisherigen Förderungspraxis des Bun- 
des. 

Nach § 3 Nr. 4 gehören die Kosten für die geson- 
derte, nicht im Rahmen der Ersteinrichtung erfol- i 
gende Beschaffung von wissenschaftlichen Groß- 
geräten zu den Aufwendungen für den Ausbau und 
Neubau im Sinne des Gesetzes, sofern sie den Be- 
trag von 500 000 DM (für das einzelne Gerät ein- 
schließlich Zubehör) überschreiten. In diesem Punkt i 
geht der Entwurf ebenso wie bei den Planungskosten 
über die bisherige Förderungspraxis des Bundes hin- 
aus. Die Großgeräte müssen allerdings im Rahmen- 
plan gesondert ausgewiesen werden (als Beschaf- 
fungsvorhaben, vgl. § 6 Nr. 2 des Entwurfs), wenn 
sie unabhängig von Baumaßnahmen gemeinsam 
finanziert werden sollen. Wissenschaftliche Groß- 
geräte, die im Rahmen der Ersteinrichtung nach § 3 
Nr. 3 zu finanzieren sind, sind als Bestandteil des 
Bauvorhabens ohnehin im Rahmenplan berücksich- 
tigt. I 

In ^ 3 Nr. 5 ist der vorsorgliche Erwerb von Bau- 
grundstücken genannt, deren Verwendungszeitpunkt 
beim Erwerb noch nicht endgültig feststeht. Die ge- 
meinsame Finanzierung dieser Baugrundstücke geht 
über die bisherige Förderungspraxis des Bundes 
hinaus. Der vorsorgliche Grunderwerb ist nicht — | 
wie in § 3 Nr. 2 — Teil eines zur Durchführung be- 
schlossenen Bauvorhabens, sondern schafft Voraus- 
setzungen für in Aussicht genommene, aber noch 
nicht konkretisierte Bauvorhaben. Die Regelung ent- 
spricht der allgemeinen Zielsetzung des Entwurfs, 
die gemeinsame Planung von Bund und Ländern be- 
reits in einem möglichst frühen Stadium zu begin- 
nen. Außerdem soll der frühe Erwerb geeigneter 
Grundstücke erleichtert werden, da er erfahrungs- 
gemäß preisgünstiger ist. 

Die vorsorglich erworbenen Grundstücke müssen 
nach § 3 Nr. 5 innerhalb des in dem Rahmenplan j 
ausgewiesenen Hochschulgeländes liegen. Sie müs- 
sen außerdem als Beschaffungsvorhaben im Rahmen- | 
plan gesondert ausgewiesen sein (vgl. § 6 Nr. 2), i 
weil sie noch nicht Gegenstand eines konkreten Bau- 
vorhabens sind. 

Für den Fall einer nicht bestimmungsgemäßen Ver- 
wendung des vorsorglichen Grunderwerbs sieht § 12 
Abs. 3 Satz 1 des Entwurfs eine Rückzahlung der 
vom Bund erstatteten Aufwendungen vor. 

Zu § 4 — Wissenschaftliche Hochschulen 
Absatz 1 

Artikel 91 a Abs. 1 Nr. 1 GG (E) sieht als Gemein- 
schaftsaufgabe den Ausbau und Neubau von „wis- 
senschaftlichen Hochschulen" vor. Die nähere Ab- 
grenzung dieses Begriffs muß im Ausführungsgesetz 
für den Bereich der Gemeinschaflsaufgabe vorge- 
nommen werden (vgl. Tz 267 der Begründung zum 
Finanzreformgesetz). Da sich durch eine abstrakte 
Umschreibung der „wissenschaftlichen Hochschulen" 
die notwendige eindeutige Abgrenzung von sonsti- 


gen Hochschulen kaum erreichen läßt, verweist § 4 
Abs. 1 des Entwurfs auf eine Anlage zum Gesetz, in 
der alle wissenschaftlichen Hochschulen im Sinne 
des Gesetzes aufgeführt sind, die mit ihren Einrich- 
tungen nach dem Stand vom 1. Januar 1969 von der 
Gemeinschaftsaufgabe erfaßt werden können. Es 
handelt sich hierbei um Flochschulen, die nach Lan- 
desrecht als wissenschaftliche Hochschulen aner- 
kannt sind. 

Absatz 2 

Satz 1 sieht eine Ermächtigung vor, nach der die 
Liste der wissenschaftlichen Hochschulen durch 
Rechtsverordnung des Bundesministers für wissen- 
schaftliche Forschung (als dem fachlich zuständigen 
Minister der Bundesregierung) mit Zustimmung des 
Bundesrats ergänzt werden kann. 

Die Anlage zum Gesetz kann um weitere Hochschu- 
len oder Hochschuleinrichtungen ergänzt werden. Im 
ersten Falle wird es sich vor allem um Hochschul- 
neiigründungen mit den bei der Gründung vorgese- 
henen Einrichtungen handeln. Im zweiten Falle wird 
der Bereich der Hochschulen, die in der ursprüng- 
lichen oder ergänzten Anlage bereits aufgeführt 
sind, um bestimmte Einrichtungen im Sinne des Ge- 
setzes erweitert. 

Die Vorschrift schränkt die erteilte Ermächtigung in 
zweierlei Hinsicht ein. Formal wird darauf abge- 
stellt, daß die wissenschaftliche Hochschule oder 
Hochschuleinrichtung als solche anerkannt ist. Maß- 
geblich für eine solche Anerkennung ist das Landes- 
recht; das Verfahren der Länder bei der Anerken- 
nung von wissenschaftlichen Hochschulen bleibt un- 
berührt. — In materieller Hinsicht setzt die Ermäch- 
tigung voraus, daß die Einbeziehung der Hochschule 
oder der Hochschuleinrichtung in die Gemeinschafts- 
aufgabe wegen der Bedeutung für die Gesamtheit 
wissenschaftspolitisch erforderlich ist. Der überge- 
ordnete Gesichtspunkt der Gemeinschaftsaufgabe, 
die gesamtstaatliche Bedeutung [vgl. Artikel 91 a 
Abs. 1 GG (E)], muß hiernach vom Verordnungs- 
geber besonders berücksichtigt werden. 

Nach § 4 Abs. 2 Satz 2 soll vor Erlaß einer Rechts- 
verordnung der Wissenschaftsrat wegen seiner be- 
sonderen Erfahrungen auf dem Gebiet des Hoch- 
schulwesens gehört werden. 

Zu § 5 — Gemeinsamer Rahmenplan 
Absatz 1 

Der für die Erfüllung der Gemeinschaftsaufgabe auf- 
ziistellende gemeinsame Rahmenplan ist eine zu- 
sammenfassende Darstellung der Ziele und Objekte, 
die auf dem Gebiet des Hochschulbaus verwirklicht 
werden sollen. Der Rahmenplan wird vom Planungs- 
ausschuß nach Beteiligung des Wissenschaftsrates 
(§ 9) aufgestellt und hat nach dem Sinne des Arti- 
kels 91 a GG (E) bestimmte bindende, nicht etwa nur 
empfehlende Wirkung. 

Das Maß der rechtlichen Bindung ist durch § 10 des 
Entwurfs festgelegt. Darüber hinaus wird dem Rah- 
menplan aber noch eine wesentliche Bedeutung als 
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Instrument gemeinsamen wissenschaftspolitischen 
Handelns von Bund und Ländern zukommen. 

Indem § 5 Abs. 1 die Planaufstellung „für die Erfül- 
lung der Gemcinschaftsaufgabe" vorschreibt, erhält 
der Rahmenplan auch die Funktion einer verbind- 
lichen Grundlage für das gemeinsame Handeln von 
Bund und Ländern. Nicht im Rahmenplan aufge- 
führte Vorhaben können im Zusammenhang mit der 
Gemeinschaftsaufgabe nicht finanziert werden. 

Eine gegenständliche Beschränkung ergibt sich aus 
der Bezeichnung Rahmenplan. Für Einzelheiten der 
Durchführung eines Vorhabens ist in dem Plan kein 
Raum. 

Absatz 2 

Absatz 2 Satz 1 gibt den vom Rahmenplan umfaßten 
Zeitraum an. Er deckt sich mit dem Zeitraum der 
mehrjährigen Finanzplanungen in Bund und Län- 
dern, wodurch unterstrichen wird, daß Rahmenpla- 
nung und Finanzplanung aufeinander abgestimmt 
sein müssen. 

Satz 1 bestimmt ferner, daß der Rahmenplan, soweit 
nötig, jährlich der Entwicklung angepaßt und um 
ein weiteres Jahr fortgeschrieben wird. Letzteres 
bewirkt, daß sich der Rahmenplan in jedem Jahr 
über den vollen Planungszeitraum erstreckt und 
nicht etwa nach Ablauf dieser Zeitspanne neu auf- 
gestellt werden muß (Prinzip der gleitenden Pla- 
nung). Die Planung erfährt keine störenden Zäsuren, 
sondern setzt sich kontinuierlich fort. 

Anpassung an die Entwicklung und Fortschreibung 
müssen bis zum 1. Juh jedes Jahres für den am 
1. Januar des nächsten Jahres beginnenden Rahmen- 
plan erfolgen. Der Termin 1. Juli ist erforderlich, 
weil einerseits die verschiedenen Verfahrensschritte: 
Anmeldung durch die Länder (§ 8), Beteiligung des 
Wissenschaftsrates (§ 9) und Beratungen des Pla- 
nungsausschusses eine straffe zeitliche Abfolge ver- 
langen. Andererseits können Bund und Länder hier- 
durch die Anforderungen des Rahmenplans in ihren 
Haushaltsplänen und allgemeinen Finanzplanungen 
rechtzeitig berücksichtigen. 

Zwischen der Rahmenplanung für den Hochschulbau 
und der Finanzplanung besteht eine enge Wechsel- 
beziehung. Einerseits muß der Rahmenplan unter 
Berücksichtigung der jeweils vorliegenden mehrjäh- 
rigen Finanzpläne aufgestellt werden^ das wird in 
Satz 2 ausdrücklich bestimmt. Andererseits wirkt der 
Rahmenplan auf die Finanzpläne zurück: Nach §§ 10 
und 14 des Stabilitätsgesetzes baut die Finanzpla- 
nung des Bundes und der Länder auf Investitions- 
programmen auf. Der Rahmenplan mit seinen An- 
gaben über die im nächsten Jahr bereitzustellenden 
und die in den Folgejahren vorzusehenden Mittel 
(§ 6 Nr. 4 des Entwurfs) stellt praktisch ein solches 
Investitionsprogramm und damit eine Unterlage für 
die Finanzplanung dar. Eine gesetzliche Klarstellung 
dieses Zusammenhangs wird nicht für erforderlich 
gehalten. 

Zu § 6 — Inhalt des Rahmenplans 

Die Vorschrift zählt bestimmte notwendige Angaben 
des Rahmenplans auf. Nach § 6 Nr. 1 müssen die dem 


Rahmenplan zugrunde liegenden Zielvorstellungen 
dargelegt werden. Da dies nur auf der Grundlage 
des Erreichten geschehen kann, ist jeweils auch der 
gegenwärtige Stand des Hochschulbaus darzustellen. 
Die Vorschrift will verhindern, daß der Rahmenplan 
zu einem bloßen Verzeichnis wird. Nur wenn Ziel- 
vorstellungen entwickelt werden, kann der Rahmen- 
plan seine Funktion als klare, die Grundsätze des 
§ 2 jeweils konkretisierende Richtschnur für die 
Wahrnehmung der Gemeinschaftsaufgabe erfüllen. 
Auch können die konkreten Vorhaben allein dann 
überzeugend erscheinen, wenn sie in einer Gesamt- 
schau begründet werden. 

Der Schwerpunkt des Rahmenplans wird bei den 
Bauvorhaben im Sinne des § 6 Nr. 2 liegen. Bauvor- 
haben sind geschlossene Abschnitte beim Ausbau 
oder Neubau wissenschaftlicher Hochschulen. Sie 
können alle oder einzelne der in § 3 Nr. 1 (ohne 
Vorstudien) bis Nr. 3 aufgezählten Maßnahmen er- 
fordern. — Die Bauvorhaben müssen mit ihren Ko- 
sten angegeben werden. Hierbei ist — auch wenn 
die Kosten zunächst nur nach Erfahrungswerten ge- 
schätzt werden können (§ 8 Abs. 2) — möglichst 
große Genauigkeit anzustreben, denn diese Angaben 
bilden die Bemessungsgrundlage für die von Bund 
und Ländern ingesamt bereitzustellenden Mittel und 
später die Grundlage für die Berechnung der Erstat- 
tungen durch den Bund (§ 12 Abs. 1). Spätere Ab- 
weichungen werden sich allerdings nicht immer ver- 
meiden lassen. Das kann aber bei der jährlichen 
Fortschreibung des Rahmenplans korrigiert werden. 

Ferner muß der Rahmenplan nach § 6 Nr. 2 die Be- 
schaffungsvorhaben angeben, und zwar ebenfalls mit 
Kosten. Zu diesen Vorhaben gehören ausschließlich 
wissenschaftliche Großgeräte und vorsorglicher 
Grunderwerb (vgl. § 3 Nr. 4 und 5), 

Nach § 6 Nr. 3 enthält der Rahmenplan auch zu- 
nächst nur zur Planung vorgesehene Vorhaben nebst 
Kosten. Während die nach § 6 Nr. 2 geplanten Vor- 
haben bereits zur Durchführung anstehen, ist hier 
das Planungsstadium von Bau- und Beschaffungs- 
Projekten als eigenes Vorhaben verselbständigt. In 
aller Regel sollen Entscheidungshilfen für die Frage 
der Durchführung gewonnen werden, doch kann 
diese Frage im Prinzip auch schon positiv entschie- 
den sein. Die Regelung trägt dem Umstand Rech- 
nung, daß die Projektierung des Hochschulbaus hohe 
Kosten verursacht, die von den Ländern nicht allein 
getragen werden sollen; sie wird ferner ein Zusam- 
menwirken von Bund und Ländern im frühestmög- 
lichen und oft entscheidenden Stadium fördern. 

Der Rahmenplan muß nach § 6 Nr. 3 weiterhin die 
für die Erfüllung der Gemeinschaftsaufgabe erforder- 
lichen Vorstudien und deren Kosten angeben. Der 
Entwurf spricht hier nicht von Vorhaben, weil es 
sich um allgemeine, nicht notwendig auf konkrete 
Maßnahmen bezogene Untersuchungen handeln 
kann, die der Gemeinschaftsaufgabe Hochschulbau 
als Ganzes dienen. Auch hier verfolgt der Entwurf 
das Ziel einer möglichst frühen Zusammenarbeit 
zwischen Bund und Ländern sowie einer umfassen- 
den Kostenteilung. Soweit die Vorstudien nicht ge- 
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bietsbezogen sind, übernimmt ein Land im Einver- 
nehmen mit den anderen Beteiligten die Anmeldung. 

Gemäß § 6 Nr. 4 gibt der Rahmenplan die vom Bund 
und von jedem Land für die Erfüllung der Gemein- 
schaftsaufgabe bereitzustellenden bzw. vorzusehen- 
den Mittel an. Die nach dem Rahmenplan für das 
nächste Jahr bereitzustellenden Mittel sind nach 
§ 10 Satz 2 von den Regierungen des Bundes und 
der Länder in ihre Entwürfe der Haushaltspläne auf- 
zunehmen. Die für die Folgejahre im Rahmenplan 
vorzusehenden Mittel haben keine solche bindende 
Wirkung für die Regierungen. 

Zu § 7 - Planungsaus schuß 
Absatz 1 

Für die Erarbeitung und Aufstellung des Rahmen- 
plans bilden die Bundesregierung und die Regie- 
rungen der Länder einen gemeinsamen Planungsaus- 
schuß. Er ist die verfassungsrechtlich vorgesehene 
„Einrichtung für eine gemeinsame Rahmenplanung'' 
[Artikel 91 a Abs. 3 Satz 1 GG (E)] und trifft im An- 
wendungsbereich des Gesetzes selbständig Planungs- 
entscheidungen. Dem Planungsausschuß kommt dem- 
nach nicht nur beratende Funktion zu, wie etwa 
einem Sachverständigengremium, auch hat er nicht 
die Aufgabe, Entscheidungen der Regierungen ledig- 
lich vorzubereiten. Allerdings setzt die Entschei- 
dungsfunktion des Planungsausschusses in der Pra- 
xis voraus, daß sich die dem Planungsausschuß an- 
gehörenden Minister vorher mit ihren Regierungen 
abstimmen. Die Regierungen sind im Rahmen des 
§ 10 an die Entscheidungen des Planungsausschusses 
gebunden. 

Ein weiteres wesentliches Merkmal des Planungs- 
ausschusses ist seine Eigenschaft als eine gemein- 
same Einrichtung von Bund und Ländern. Dies ergibt 
sich unmittelbar aus Artikel 91 a Abs. 3 Satz 1 GG 
(E), der ein verfassungsrechtlich neuartiges Institut 
für die Gemeinschaftsaufgabe vorsieht. 

Nach § 7 Abs. 1 Satz 2 gehört dem Planungsaus- 
schuß der Bundesminister für wissenschaftliche For- 
schung an, der als Fachminister der Bundesregierung 
auch den Vorsitz führt. Ein ständiger Vorsitz erleich- 
tert das Verfahren und vermeidet Verwaltungsauf- 
wand. Die ferner vorgesehene Mitgliedschaft des 
Bundesministers der Finanzen ist wegen der vom 
Bund einzusetzenden hohen Finanzmittel geboten. 
— Die Landesregierungen entsenden jeweils einen 
Vertreter. Die Bestimmung dieses Vertreters ist aus- 
schließlich Angelegenheit der Länder. 

Absatz 1 Satz 2 Halbsatz 2 erklärt eine Ver- 
tretung für zulässig. Das ist wegen der Besetzung 
des Planungsausschusses mit Regierungsmitgliedern 
unumgänglich. In der Praxis sollte jedoch sicherge- 
stellt sein, daß die Kontinuität der Beratungen durch 
Vertretungen nicht gestört und das Mandat auf 
einer hohen Ebene wahrgenommen wird. In aller 
Regel sollen die Minister oder Staatssekretäre im 
Planungsausschuß tätig sein, wodurch sich im übri- 
gen eine weitgehende personelle Identität zwischen 


den Vertretern des Bundes und der Länder im Pla- 
nungsausschuß und im Wissenschaftsrat ergibt. 

Der Planungsausschuß wird allerdings die Möglich- 
keit haben, durch Referentenausschüsse Sachfragen 
vorbereitend behandeln zu lassen. 

Absatz 2 

Bei Entscheidungen des Planungsausschusses hat 
jeder Vertreter einer Landesregierung nach Satz 3 
eine Stimme. 

Der Entwurf sieht von einer differenzierten Stim- 
menaufteilung, etwa nach der Zahl der Hochschulen 
eines Landes, ab, um eine partnerschaftliche Zu- 
sammenarbeit in der Planungsgruppe zu fördern. 
Die Vertreter der Bundesregierung haben gemäß 
Satz 2 und 4 die gleiche, einheitlich abzugebende 
Zahl an Stimmen wie die Gesamtheit der Vertreter 
der Länder. Da der Bund die Hälfte der finanziellen 
Lasten trägt, muß er ein gleiches Stimmengewicht 
wie die Länder erhalten. Allerdings soll der Bund 
nicht zusammen mit einer Minderheit der Län- 
der Mehrheitsentschoidungen herbeiführen können. 
Dementsprechend sieht Satz 1 zur Beschlußfassung 
eine qualifizierte Mehrheit von drei Vierteln der 
Stimmen vor. 

Absatz 3 

Der Planungsausschuß gibt sich eine Geschäftsord- 
nung. — Einer besonderen Geschäftsstelle bedarf es 
ebensowenig wie bei den Verwaltungsabkommen 
zur Förderung von Wissenschaft und Forschung. Da 
sich jedes Mitglied des Planungsausschusses auf 
sein Ministerium stützen wird, blieben für eine 
Geschäftsstelle nur zweitrangige Aufgaben übrig, 
wie das Versenden von Einladungen oder die An- 
fertigung von Sitzungsniederschriften. Die Einrich- 
tung einer Geschäftsstelle hierfür wäre ein unge- 
rechtfertigter Verwaltungsaufwand. 

Zu § 8 — Anmeldung zum Rahmenplan 
Absatz 1 

§ 8 des Entv/urfs regelt notwendige Verfahrensfra- 
gen. Die Initiative zur Einleitung des Verfahrens 
ergreift jedes einzelne Land. Jedoch kann auch der 
Bund als Partner der Länder in geeigneter Weise 
eigene Vorstellungen entwickeln und unterbreiten. 
— Absatz 1 Satz 1 bestimmt, daß jedes Land seine 
allgemeinen und langfristigen Ziele auf dem Ge- 
biet des Hochschulbaus bekanntgibt. Das dient dem 
generellen, insbesondere in § 3 Nr. 1 und § 6 Nr. 3 
zum Ausdruck gebrachten Zweck des Entwurfs, be- 
reits in einem möglichst frühen Stadium zu einer ge- 
meinsamen Planung zu gelangen oder die Voraus- 
setzungen dafür zu schaffen. Im übrigen liefert die 
Bekanntgabe der Ziele eines jeden Landes Material 
für die im Rahmenplan gemäß § 6 Nr. 1 besonders 
darzulegenden Zielvorstellungen des Planungsaus- 
schusses. 

Während den allgemeinen und langfristigen Zielen 
auf dem Gebiet des Hochschulbaus noch keine kon- 
kreten Vorhaben zugrunde liegen, sind die in § 6 
Nr. 2 und 3 genannten Vorhaben förmlich zur Auf- 
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nähme in den Rahmenplan anzumelden. Die Anmel- 
dungen müssen daher besondere, in Absatz 2 und 3 
normierte Voraussetzungen erfüllen. 

Die Unterlagen sind bis zum 1. Februar jedes Jahres 
für das folgende Jahr vorzulegen (vgl. die Begrün- 
dung zu § 9 Abs. 1). Der Entwurf bezweckt hiermit 
und mit den entsprechenden Bestimmungen in § 5 
Abs. 2 Satz 1 (Feststellung des Rahmenplans bis 
zum 1. Juli jedes Jahres) sowie § 9 Abs. 2 (Empfeh- 
lungen des Wissenschaftsrates bis zum 15. April je- 
des Jahres) eine zeitliche Straffung der gemeinsa- 
men Planung. 

In Absatz 1 Satz 2 und 3 ist eine spezielle, sich un- 
mittelbar aus der Verfassung ergebende Frage ge- 
regelt. Nach Artikel 91 a Abs. 3 Satz 2 GG (E) 
bedarf die Aufnahme eines Vorhabens in den Rah- 
menplan der Zustimmung des Landes, in dessen 
Gebiet das Vorhaben durchgeführt wird. Aus Grün- 
den der Vereinfachung wird bei der ohnehin er- 
forderlichen Anmeldung der Vorhaben durch das 
Land dessen Zustimmung im Sinne des Artikels 91 a 
Abs. 3 Satz 2 GG (E) unterstellt. Weil sich jedoch 
die Absichten des Landes in dem Zeitraum zwischen 
Anmeldung und Aufstellung des Rahmenplans mög- 
licherweise ändern, ist ein Widerrufsrecht des Lan- 
des bis zur Beschlußfassung über den Rahmenplan 
vorgesehen. 

Absatz 2 

Die Bestimmung führt auf, welche Angaben die An- 
meldung der in § 6 Nr. 2 genannten Bau- und Be- 
schaffungsvorhaben enthalten muß: Für Bauvorha- 
ben ist zunächst eine allgemeine Erläuterung not- 
wendig, die insbesondere die Bedeutung des Bau- 
vorhabens beschreiben, bereits vorhandene ver- 
gleichbare Einrichtungen sowie eventuelle Alterna- 
tivlösungen darstellen soll. Sodann sind Angaben 
über das Raumprogramm und die Dringlichkeit 
sowie eine Kostenschätzung nach Erfahrungssätzen 
erforderlich. Unterlagen nach § 14 Reichshaushalts- 
ordnung, die auf einem Kostenvoranschlag beruhen, 
werden in dem frühen Zeitpunkt, zu dem die An- 
meldungen erfolgen sollen, in aller Regel noch nicht 
vorliegen. Daher läßt die Vorschrift die Kosten- 
schätzung nach Erfahrungssätzen genügen; im übri- 
gen werden die haushaltsrechtlichen Voraussetzun- 
gen für Kostenvoranschläge und Baubeginn nicht 
berührt. 

Bei den Beschaffungsvorhaben sieht der Entwurf 
eine allgemeine Erläuterung und Angaben über die 
Kosten vor, die sich in diesem Fall oft schon genau 
errechnen lassen. 

Bei der Anmeldung von Bau- und Beschaffungsvor- 
haben verlangt der Entwurf nach Absatz 2 Satz 2 
außerdem noch Angaben über Folgekosten. Wenn 
diese Kosten auch nicht zur Gemeinschaftsaufgabe 
gehören, so kommt ihnen doch bei den Hochschul- 
investitionen eine entscheidende Bedeutung zu. Der 
Planungsausschuß muß die Möglichkeit haben, auch 
diesen Punkt in seine Überlegungen einzubeziehen. 
An eine Aufnahme der Folgekosten in den Rahmen- 
plan ist nicht gedacht. Auch die übrigen Angaben 
werden nicht unmittelbar und detailliert im Rah- i 


menplan erscheinen. Gleichwohl sind sie erforder- 
lich, um dem Planungsausschuß und dem Wissen- 
schaftsrat (vgl. hierzu § 9 des Entwurfs) ausreichen- 
des Material für die Beratungen zur Verfügung zu 
stellen. 

Absatz 3 

Bei der Anmeldung von Vorhaben nach § 6 Nr. 3 
genügen weniger aufgeschlüsselte Angaben. Einmal 
sind die Ziele und Kosten der Planung oder Vorstu- 
dien zu nennen. Zum anderen müssen die Kosten 
einer späteren Ausführung vorläufig geschätzt sein. 

Absatz 4 

Nach dieser Vorschrift gelten für Anmeldungen zur 
Änderung des Rahmenplans Absatz 1 Satz 1 sowie 
die Absätze 2 und 3 sinngemäß. Die Regelung be- 
zieht sich auch auf Fälle, in denen ein Land errei- 
chen will, daß ein abgelehntes Vorhaben noch ein- 
mal zur Aufnahme in den Rahmenplan beraten wer- 
den soll. 

Zu § 9 — Beteiligung des Wissenschaftsrates 

Die Vorschrift regelt die Beteiligung des durch Ver- 
waltungsabkommen zwischen der Bundesregierung 
und den Regierungen der Länder vom 5. September 
1957 (GMBl. S. 553) errichteten Wissenschaftsrates. 
Bundesregierung und Länderregierungen haben 
mit dem Wissenschaftsrat ein bewährtes allge- 
meines Beratungs- und Koordinierungsgremium 
auch für das Gebiet des Hochschulwesens geschaf- 
fen. Es erscheint wissenschaftspolitisch geboten, die- 
ses Gremium auch bei der gemeinsamen Rahmen- 
planung von Bund und Ländern einzuschalten. Hier- 
durch wird ein beträchtlicher Erfahrungsschatz nutz- 
bar gemacht und die Kontinuität mit der bisherigen 
Förderungspraxis sichergestellt: auch werden unmit- 
telbare Impulse aus Wissenschaft und Wirtschaft, 
deren Vertreter der Wissenschaftlichen Kommission 
des Wissenschaftsrates angehören, gewonnen. 

Absatz 1 

§ 9 Abs. 1 schreibt vor, daß die Unterlagen nach 
§ 8 zunächst dem Wissenschaftsrat zu übersenden 
sind. Bei dieser Regelung nimmt der Wissenschafts- 
rat die Unterlagen für den Planungsausschuß, dem 
eigentlichen Adressaten der Anmeldung nach § 8, 
entgegen, damit die kurze für die Planaufstellung 
zur Verfügung stehende Zeit vom 1. Februar (An- 
meldung, § 8 Abs. 1) bis zum 1. Juli jedes Jahres 
(Fortschreibung des Rahmenplans, § 5 Abs. 2 Satz 1) 
voll ausgenutzt werden kann. Um späteren Bedürf- 
nissen der Praxis nicht vorzugreifen, wird bewußt 
offengehalten, in welcher Weise und zu welchem 
Zeitpunkt die Unterlagen an den Planungsausschuß 
gelangen. Als eigentlicher Adressat der Anmeldung 
muß der Planungsausschuß dies selbst bestimmen 
können. 

Absatz 2 

Der Wissenschaftsrat soll gemäß Absatz 2 bis zum 
15. April jedes Jahres Empfehlungen für den Rah- 
menplan aussprechen. Er kann zu allen in § 6 auf- 
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geführten Angaben des Rahmenplans Stellung neh- 
men. Diese Regelung liegt im Bereich dessen, was 
der Wissenschaftsrat bereits bisher weitgehend ge- 
tan hat. Die nach dem Errichtungsabkommen im 
übrigen bestehenden Aufgaben des Wissenschafts- 
rates werden — wie in der Vorschrift ausdrücklich 
festgestellt wird — nicht berührt. Es wird auch 
keine gesetzliche Verpflichtung festgelegt, die den 
Wissenschaftsrat in seiner von Bund und Ländern 
gewollten sachlichen Unabhängigkeit beeinträchtigt. 

Absatz 3 

Nach Satz 1 sind die Empfehlungen des Wissen- 
schaftsrates Beratungsgrundlage des Planungsaus- 
schusses, Damit wird die Tätigkeit des Wissen- 
schaftsrates unmittelbar für die Ziele des Gesetzes 
nutzbar gemacht. Die Empfehlungen werden als 
wesentliche Beratungsgrundlage maßgeblichen Ein- 
fluß auf die Entscheidung des Planungsausschusses 
haben. — Daneben stellen die Unterlagen der Län- 
der nach § 8 sowie vom Bund entwickelte Vorstel- 
lungen (vgl. die Begründung zu § 8 Abs. 1) wich- 
tiges Material für die Beratungen des Planungsaus- 
schusses dar. Schließlich können auch weitere Ge- 
sichtspunkte, gutachtliche Stellungnahmen oder der- 
gleichen, in die Beratungen über die Rahmenpla- 
nung eingeführt werden. 

Nach Absatz 3 Satz 2 gibt der Planungsausschuß 
dem Vorsitzenden des Wissenschaftsrates Gelegen- 
heit zur Stellungnahme, soweit er von den Empfeh- 
lungen abweichen will. Die Vorschrift unterstreicht 
die Bedeutung der Empfehlungen als Beratungs- 
grundlage. Der Planungsausschuß ist zwar nicht an 
Empfehlungen gebunden, doch bei beabsichtigten 
Abweichungen muß er dem Vorsitzenden des Wis- 
senschaftsrates die Möglichkeit zu Erläuterungen 
und Vertiefungen geben. Dabei ist es dem Vorsit- 
zenden freigestellt, weitere Vertreter des Wissen- 
schaftsrates bei der Abgabe seiner Stellungnahme 
zu beteiligen. 


Absatz 4 

Der Vorsitzende des Planungsausschusses übersen- 
det dem Vorsitzenden des Wissenschaftsrates eine 
Ausfertigung des aufgestellten Rahmenplans. Mit 
dieser Regelung soll eine unmittelbare offizielle 
Unterrichtung des Wissenschaftsrates von seiten des 
Planungsausschusses sichergestellt werden. 

Zu § 10 — Verfahren nach Aufstellung des Rah- 
menplans 

Die Bundesregierung und die Landesregierungen neh- 
men die für die Durchführung eines Rahmenplans 
im nächsten Jahr erforderlichen Ansätze in die Ent- 
würfe der Haushaltspläne auf, nachdem ihnen der 
Planungsausschuß den Rahmenplan zugeleitet hat. 
Dieser Regelung kommt entscheidende Bedeutung 
im Rahmen des Gesetzes zu. Die Regierungen sind 
bei der Aufstellung der Haushaltsentwürfe an die 
im Rahmenplan niedergelegten Beschlüsse gebun- 
den. Die Bindung ist nicht nur haushaltsrechtlicher 
Natur, sondern sie bewirkt darüber hinaus mittel- 
bar, daß die im Rahmenplan beschlossenen Vorha- 


ben von den Regierungen durchgeführt werden. 
— Ohne eine derartige Bindungswirkung wäre die 
gemeinsame Rahmenplanung, und damit das ganze 
Institut der Gemeinsdiaftsaufgabe, praktisch ent- 
wertet. Der Rahmenplan hätte mehr oder weniger 
empfehlenden Charakter und nicht den einer poli- 
tisch wirksamen Entscheidung. Diese muß aber er- 
reicht werden, um den Zweck des Instituts der Ge- 
meinschaftsaufgabe zu erfüllen. Andererseits setzt 
die Bindungswirkung in der Praxis voraus, daß sich 
die Mitglieder des Planungsausschusses mit ihren 
Regierungen vorher abstimmen. Die Gesetzgebungs- 
befugnis der Parlamente für die Haushalte des Bun- 
des und der Länder kann nicht eingeschränkt wer- 
den, Artikel 91 a Abs. 4 Satz 3 GG (E) sieht aus- 
drücklich vor, daß der Umfang der Leistungen (für 
die Gemeinschaftsaufgabe) der Feststellung in den 
Haushaltsplänen des Bundes und der Länder Vorbe- 
halten bleibt. 

Zu § 11 — Durchführung des Rahmenplans 
Absatz 1 

Die Bestimmung stellt fest, daß die Durchführung 
des Rahmenplans Aufgabe der Länder ist. Dies ent- 
spricht Artikel 91 a GG (E). 

Absatz 2 

Die hier vorgesehene Verpflichtung der Landesre- 
gierungen, die Bundesregierung und den Bundesrat 
auf Verlangen zu unterrichten, entspricht dem Ver- 
fassungsgebot des Artikels 91 a Abs. 5 GG (E). Die 
Vorschrift unterscheidet zwischen der Unterrichtung 
über die Durchführung des Rahmenplans und der- 
jenigen über den allgemeinen Stand der Gemein- 
schaftsaufgabe, um eine umfassende Orientierung 
zu ermöglichen. 

Nach Absatz 2 Satz 2 sollen die Länder außerdem 
regelmäßig den Wissenschaftsrat unterrichten. Die 
Form dieser Unterrichtung bleibt den Ländern über- 
lassen. In jedem Fall muß der Wissenschaftsrat bei 
seinen Empfehlungen nach § 9 Abs. 2 auf einer um- 
fassenden Kenntnis des bisher Erreichten aufbauen 
können. 

Zu § 12 — Erstattung 

Die Vorschrift regelt die finanzielle Beteiligung des 
Bundes, die nach Artikel 91 a Abs. 4 GG (E) 50 vom 
Hundert der Aufwendungen für die Gemeinschafts- 
aufgabe umfassen muß. Für die Art und Weise der 
Beteiligung kommt das bisher praktizierte Verfah- 
ren nicht mehr in Betracht. Dam partnerschaftlichen 
Zusammenwirken von Bund »und Ländern im Rah- 
men der Gemeinschaftsaufgal)e ist ein Erstattungs- 
verfahren angemessen. 

Absatz 1 

Absatz 1 bestimmt, daß der ßund die Hälfte der je- 
dem Land nach Maßgabe des Rahmenplans entstan- 
denen Aufwendungen erstattet. Berechnungsgrund- 
lage sind die Abrechnungen für die in § 6 Nrn. 2 
und 3 genannten Vorhaben. — Die Begrenzung auf 
die „nach Maßgabe des Rahiüenplans" entstandenen 
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Aufwendungen ist notwendig. Soweit sich die Län- 
der nicht an den Rahmenplan halten, müssen sie 
etwaige Mehraufwendungen allein tragen. Dies 
kann vor allem bei eventuell gewünschter aufwen- 
digerer Bauweise der Fall sein. — Entspricht der 
Rahmenplan hinsichtlich der Kostenansätze nicht 
mehr den Vorstellungen von Bund und Ländern, so 
ist bei der jährlichen Fortschreibung eine Korrektur 
des Plans angezeigt. 

Die Erstattung erfolgt vorbehaltlich der Bestimmung 
des Artikels 91 a Abs. 4 Satz 3 GG (E). Hiernach 
bleibt der Umfang der Leistungen der Festsetzung 
in den Haushaltsplänen des Bundes und der Länder 
Vorbehalten. — Durch die Wiederholung dieses 
Grundsatzes in § 12 Abs. 1 ist ausdrücklich klarge- 
stellt, daß das Gesetz die Unabhängigkeit der ge- 
setzgebenden Körperschaften des Bundes und der 
Länder nicht antasten kann. 

Absatz 2 

Nur ein aufgelockertes Erstattungsverfahren ist für 
einen zügigen Fortschritt des Hochschulbaus prakti- 
kabel. Daher sieht Absatz 2 Satz 1 vor, daß der 
Bund an die Länder Vorauszahlungen leistet. Eine 
genau gesetzliche Festlegung des Ausmaßes der 
Vorauszahlungen läßt sich nicht vornehmen. Der 
Entwurf bestimmt lediglich, daß die Vorauszahlun- 
gen unter Berücksichtigung des Standes der Maß- 
nahmen und der bereitgestellten Haushaltsmittel 
erfolgen müssen. Durch diese generelle Regelung 
wird die bei der Vorauszahlung notwendige Flexibi- 
lität der Mittelvergabe erreicht. 

Der Bund kann die Vorauszahlungen den konkreten 
Verhältnissen anpassen, und zwar im Zusammen- 
wirken mit den einzelnen Ländern, weil der Rah- 
menplan keine Jahresraten für Einzelvorhaben fest- 
legt. Der Bund ist insbesondere in der Lage, durch 
derartige Vorauszahlungen dringende Vorhaben 
verstärkt zu fördern oder auch Schwierigkeiten, die 
sich etwa durch finanzielle Streckungsmaßnahmen 
in den Länderparlamenten ergeben könnten, auszu- 
gleichen. Er kann bei den Vorauszahlungen auch 
die Grenze von 50 vom Hundert des jeweiligen 
Ausgabestandes überschreiten, wenn bei der Entab- 
rechnung diese Grenze gewahrt bleibt. 

Zur Feststellung des Mittelbedarfs und des Baufort- 
schritts muß der Bund entsprechende Informationen 
erhalten. Aus diesem Grund bestimmt Absatz 2 
Satz 2, daß die Länder die Höhe der verausgabten 
Mittel sowie Stand und voraussichtliche Entwick- 
lung der Vorhaben dem Bundesminister für wissen- 
schaftliche Forschung mitteilen. 

Absatz 3 

Der vorsorgliche Grunderwerb nach § 3 Nr. 5 wird 
möglicherweise in einzelnen Fällen später nicht für 
die Gemeinschaftsaufgabe in Anspruch genommen. 
Für derartige Fälle sieht Absatz 3 eine detaillierte 
Regelung der Rückerstattungsverpflichtung des be- 
treffenden Landes vor. Diese Klausel soll für den 
vorsorglichen Grunderwerb kein Hindernis sein. Sie 
soll lediglich verhindern, daß im Rahmen der Ge- 
meinschaftsaufgabe Aufwendungen für Grund- 


stücke übernommen werden, die später nicht für den 
Hochschulbau verwendet werden. 

Schließlich sieht Absatz 3 Satz 2 eine weitere Rück- 
erstattungspflicht in den Fällen vor, in denen ein 
auf Grund des Rahmenplans durchgeführtes Vor- 
haben zweckentfremdet wird. Um insoweit eine 
großzügige Handhabung zu erreichen, wird be- 
stimmt, daß der Planungsausschuß im Rahmen de^ 
Gemeinschaftsaufgabe eine andere als die im Rah 
menplan vorgesehene Verwendung billigen kann. 

Zu § 13 — Aufstellung des ersten Rahmenplans 
Absatz 1 

Die Aufstellung des ersten Rahmenplans bedarf 
einer besonderen Vorbereitung, denn er bildet die 
Grundlage für die weiteren Rahmenpläne. Daher 
wird der Beginn der Laufzeit des ersten Rahmen- 
plans auf den 1. Januar 1972 hinausgeschoben. 

Absatz 2 

Die Bestimmung gibt besondere Zeitabschnitte für 
die einzelnen Verfahrensschritte an. Bis zum 1. Juni 
1970 sind die Unterlagen nach § 8 dem Wissen- 
schaftsrat zu übersenden, der bis zum 1. Juni 1971 
hierzu Empfehlungen aussprechen soll. Der erste 
Rahmenplan soll bis zum 1. März 1971 aufgestellt 
sein, um die erstmalige Berücksichtigung in den 
Haushaltsplänen besonders zu erleichtern. 

Zu § 14 — Übergangsregelung 

Die Vorschrift enthält die Übergangsregelung, die 
für das Zusammenwirken von Bund und Ländern 
in der Zeit vom Inkrafttreten des Gesetzes bis zum 
Beginn der Laufzeit des ersten Rahmenplans not- 
wendig ist. Es soll sichergestellt werden, daß sowohl 
die bisher gemeinsam von Bund und Ländern finan- 
zierten Hochschulbauten als auch die bisher von den 
Ländern allein finanzierten Bauvorhaben ohne Stö- 
rung des Baugeschehens als Gemeinschaftsaufgabe 
fortgeführt werden können. 

Absatz 1 

Die Vorschrift normiert den Grundsatz, daß bei der 
Festsetzung des Erstattungsbetrages nach § 12 nur 
Aufwendungen für solche Leistungen zugrunde ge- 
legt werden, die nach dem Inkrafttreten des Gesetzes 
erbracht worden sind. Damit wird für die Bauvor- 
haben von Hochschulneugründungen, an denen der 
Bund bisher finanziell nicht beteiligt war, klarge- 
stellt, daß sich der Bund nicht nachträglich an Auf- 
wendungen der Länder für Leistungen aus der Zeit 
vor dem 1. Januar 1970 beteiligt. 

Absatz 2 

Der Grundsatz des Absatzes 1 wird nach Absatz 2 
für jene Fälle durchbrochen, in denen sich der Bund 
schon vor dem Inkrafttreten des Gesetzes an den 
Baukosten für die Hochschulen beteiligt hat. Es 
handelt sich hierbei um den Ausbau nach dem Ver- 
waltungsabkommen zwischen Bund und Ländern 
zur Förderung von Wissenschaft und Forschung vom 
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8. Februar 1968 — Abschnitt 1 — und um die Neu- 
bauten folgender Hochschulkliniken: Klinikum 
Essen, Medizinische Hochschule Hannover, Medi- 
zinische Akademie Lübeck und Universität (medi- 
zinisch-naturwissenschaftliche Hochschule) Ulm. Bei 
diesen Vorhaben* darf keine Zäsur in der Finanzie- 
rung eintreten, um die kontinuierliche Förderung 
sicherzustellen. Bei der Festsetzung des Erstattungs- 
betrages nach § 12 sind demgemäß Aufwendungen 
des Bundes und der Länder für vor dem Inkraft- 
treten des Gesetzes erbrachte Leistungen anzurech- 
nen. Es muß also ein Ausgleich erfolgen, wenn der 
Bund oder ein Land bei einem bestimmten Vorhaben 
Überzahlungen oder zu geringe Leistungen erbracht 
haben. Dabei sind die bisherigen Beteiligungssätze 
maßgebend, und zwar in der für die verschiedenen 
Bauvorhaben festgelegten Höhe. Im allgemeinen hat 
sich der Bund mit 50 vom Hundert bzw. — bei Hoch- 
schulkliniken — mit 33 V 3 vom Hundert beteiligt. 
Von diesen Sätzen kann mithin bei denjenigen Lei- 
stungen, die bis zum Inkrafttreten des Gesetzes er- 
bracht worden sind, bei der Endabrechnung der ein- 
zelnen Vorhaben nicht abgewichen werden. 

Absatz 3 

Da das Gesetz zwar am 1. Januar 1970 in Kraft treten 
soll (§ 16), der Beginn der Laufzeit des ersten Rah- 
menplans aber bis zum 1. Januar 1972 hinausge- 
schoben ist (§ 13), muß es ermöglicht werden, daß 
der Hochschulbau bereits in dieser Übergangszeit 
nach den Grundsätzen des Gesetzes fortgeführt wird. 
Diesem Erfordernis läßt sich am besten durch Ver- 
einbarungen Rechnung tragen; eine gesetzliche Re- 
gelung müßte zu sehr ins einzelne gehen. Bund und 
Länder sollen daher nach Absatz 3 für die Zeit bis 
zum 1. Januar 1972 im Einklang mit den Grundsätzen 
des Gesetzes Vereinbarungen treffen. Vereinbarun- 
gen über die Fortsetzung der bereits bisher ge- 


meinsam geförderten Vorhaben lösen das Ver- 
waltungsabkommen vom 8. Februar 1968 — Ab- 
schnitt 1 — sowie sonstige Absprachen formell ab, 
da mit dem Ankrafttreten des Gesetzes für Über- 
einkommen dieser Art kein Raum mehr ist. Materiell 
werden die Übergangsvereinbarungen nach Absatz 3 
die bisherigen Übereinkommen im wesentlichen fort- 
führen. Allerdings wird eine Anpassung an die 
Grundsätze des Gesetzes in einzelnen Punkten 
— z. B. gemeinsame Planung, Erstattung statt Be- 
willigung — unumgänglich sein. Vereinbarungen 
über die Planung und Finanzierung der anderen Vor- 
haben, nämlich der Neugründungen mit Ausnahme 
der oben zu Absatz 2 genannten medizinischen 
Hochschulen, erscheinen deshalb notwendig, weil 
hierzu keine Übereinkommen vorliegen und fortge- 
führt werden können, andererseits die Einbeziehung 
in die gemeinschaftliche Förderung von Bund und 
Ländern so bald wie möglich erfolgen muß. Bei 
allen Vereinbarungen zwischen Bund und Ländern 
nach Absatz 3 wird die Mitwirkung des Planungs- 
ausschusses unentbehrlich sein, denn die Vereinba- 
rungen und die Arbeiten am ersten Rahmenplan 
sind aufeinander abzustimmen. Ein großer Teil der 
Vorhaben wird sowohl von einer Vereinbarung als 
auch vom ersten Rahmenplan erfaßt werden. Anders 
kann es sich etwa dann verhalten, wenn Vorhaben 
in der Zeit bis zum 1. Januar 1972 abgeschlossen 
werden. 

Zu § 15 — Berlin-Klausel 

Die Vorschrift enthält die übliche Berlin-Klausel. 
Zu § 16 — Inkrafttreten 

Das Gesetz soll am 1. Januar 1970 gleichzeitig mit 
Artikel 91 a GG (E) in Kraft treten. 
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Stellungnahme des Bundesrates 


I. 

Eine abschließende Stellungnahme zu den Entwürfen 
eines Gesetzes über die Gemeinschaftsaufgabe 

Verbesserung der Agrarstruktur und des Küsten- 
schutzes, 

eines Gesetzes über die Gemeinschaftsaufgabe 

Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur 
sowie 

eines Gesetzes über die Gemeinschaftsaufgabe 

Ausbau und Neubau von wissenschaftlichen 

Hochschulen — Hochschulbauförderungsgesetz — 
ist im gegenwärtigen Zeitpunkt nicht möglich, weil 
noch nicht feststeht, in welcher Fassung der vom 
Deutschen Bundestag beschlossene Artikel 91 a des 
Grundgesetzes Gesetzeskraft erhalten wird. 

Im weiteren Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens 
sollte zudem geprüft werden, ob in den genannten 
Gesetzentwürfen zweckmäßig nicht dann immer die 
gleiche Fassung zu wählen ist, wenn es sich um 
gleichartige Sachverhalte handelt. 


a) Die Absätze 1 und 2 sind durch folgenden 
Absatz 1 zu ersetzen: 

„(1) Beim Ausbau und Neubau von wis- 
senschaftlichen Hochschulen einschließlich 
der Hochschulkliniken durch die Länder 
wirkt der Bund durch Beteiligung an der 
Rahmenplanung und Finanzierung nach 
Maßgabe dieses Gesetzes mit." 

Begründung 

Der Bundesrat ist der Auffassung, daß in 
Absatz 1 klarer als von der Bundesregierung 
vorgesehen, eines der Wesensmerkmale der 
Gemeinschaftsaufgabe herausgestellt werden 
sollte, nämlich eine Mitwirkung des Bundes 
bei bestimmten Aufgaben der Länder. 

Im übrigen ist es mit der Zielsetzung der 
Gemeinschaftsaufgabe nicht vereinbar, für 
die Hochschulkliniken eine geringere Betei- 
ligung als 50 ^/o vorzusehen. Eine Aufteilung 
der Aufwendungen für die Hochschulklini- 
ken nach Forschung und Lehre einerseits und 
für die Krankenversorgung andererseits ist 
sachlich nicht gerechtfertigt. Die Hochschul- 
kliniken werden allein nach den Erforder- 
nissen von Forschung und Lehre errichtet. 
Die Behandlung von Kranken in ihnen ist 
lediglich hierdurch bedingt. 

b) Es ist folgender Absatz 2 neu zu bilden: | 

„(2) Wissenschaftliche Hochschulen im | 
Sinne dieses Gesetzes sind Universitäten, ' 


technische Hochschulen sowie andere Hoch- 
schulen, die nach Landesrecht als wissen- 
schaftliche Hochschulen anerkannt sind." 

Begründung 

Die Frage, welche Einrichtungen als wissen- 
schatfliche Hochschulen im Sinne dieses Ge- 
setzes anzusehen sind, deren Ausbau und 
Neubau als Gemeinschaftsaufgabe festgelegt 
wird, sollte wegen ihrer Bedeutung nicht 
erst in § 4 sondern schon in § 1 geregelt 
werden. 

Nach dem Grundgesetz ist es Sache der 
Länder zu bestimmen, welche Hochschulen 
anzusehen sind. Wenn Artikel 91 a GG von 
wissenschaftlichen Hochschulen spricht, müs- 
sen die von den Ländern als wissenschaft- 
liche Hochschulen anerkannten Hochschulen 
darunter verstanden werden. 

Durch die in § 4 des Gesetzentwurfs vor- 
gesehene Regelung würden zudem Hoch- 
schulneugründungen verfahrensrechtlich er- 
heblich erschwert oder gar unmöglich ge- 
macht, weil sie einerseits zum Rahmenplan 
frühzeitig angemeldet werden müßten, an- 
dererseits aber nicht angemeldct werden 
könnten, bevor die Liste der „anerkannten" 
wissenschaftlichen Hochschulen durch Rechts- 
verordnung des Bundesforschungsministers 
mit Zustimmung des Bundesrafes geändeii 
wäre. 

Die vorgeschlagene Änderung entspricht im 
übrigen dem Wortlaut des § 105 Abs. 1 
Satz 2 des Beamtenrechtsrahmengesetzes. 


2 . Zu § 2 

§ 2 ist wie folgt zu fassen: 

.§ 2 

Allgemeine Grundsätze 

Die Erfüllung der Gemeinschaftsaufgabe ist 

darauf auszurichten, daß 

1. die wissenschaftlichen Hochschulen nach 
Fachrichtungen, Zahl, Größe und Standort 
ein zusammenhängendes System bilden, 
durch das ein ausreichendes und ausge- 
glichenes Angebot an Forschungs- und Aus- 
bildungsplätzen gewährleistet wird; 

2. Forschungsschwerpunkte an den wissen- 
schaftlichen Hochschulen unter Berücksichti- 
gung der hüchschiil freien Forschungseinrich- 
tungem gefördert werden," 
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Begründung 

Die (jemeinschaftsaulgabe nach § 91 a GG 
gibt dem Bund die Kompetenz, gemeinsam 
mit den Ländern Ausbau und Neubau der 
wissenschaftlichen Hochschulen zu finanzie- 
ren und eine Rahmenplanung dafür aufzu- 
stellen. Lediglich der durch diese Ermächti- 
gung gesteckte Rahmen kann durch das 
Ausführungsgesetz ausgefüllt werden. Der 
Bundesrat ist der Auffassung, daß Fragen 
der Gestaltung dos Forschungs- und Bil- 
dungssystems, der Hochschulstruktur, der 
Studienreform und der Bedarfsteuerung nicht 
ohne weiteres unter die Rahmenplanung 
fallen. 

Der Planungsausschuß kann erst in Einzel- 
fragen entscheiden, ob Fragen der Gestal- 
tung der Hochschulstruktur, der Studien- 
reform und der Bedarfsteuerung notwendig 
sind, um eine gemeinsame Förderung des 
Ausbaus und Neubaus von wissenschaft- 
lichen Hochschulen durch Bund und Länder 
sicherzustellen. 

Im übrigen ist es selbstverständlich, die Ein- 
richtungen der Hochschulen optimal aus- 
zunutzen und die öffentlichen Mittel wirt- 
schatflich und sparsam einzusetzen, so daß 
Hinweise hierauf im Gesetz nicht notwendig 
sind. 


3. Zu § 3 

a) Nummer 1 ist wie folgt zu fassen: 

„1. Gesamtplanung einschließlich der im 
Rahmenplan ausgewiesenen Vorstudien 
sowie Einzelplanung;". 

Begründung 

Folge der vorgeschlagenen Neubildung von 
§ 1 Abs. 2. 

b) Nummer 2 ist wie folgt zu fassen: 

„2. Erwerb der für die einzelnen Vorhaben 
erforderlichen bebauten und unbebauten 
Grundstücke — einschließlich der Ko- 
sten für ihre Freimachung — . Ab- 
weichend von § 14 gehören zu den Auf- 
wendungen auch solche Grundstücke, 
die sich bereits vor Inkrafttreten dieses 
Gesetzes im Eigentum des Landes be- 
fanden;". 

Begründung 

Es ist nicht möglich, die für die Bauvorhaben 
erforderlichen Grundstücksflächen nach dem 
zulässigen Maß der baulichen Nutzung zu 
bemessen. Denn nicht in allen Gemeinden 
werden für Flächen des öffentlichen Bedarfs 
entsprechende Werte festgesetzt. 

Ziel der Gemeinschaftsaufgabe ist es, daß 
Bund und Sitzland alle für den Aus- und 
Neubau entstehenden Aufwendungen ge- 


meinschaftlich tragen. Das bedeutet, daß alle 
für eine Maßnahme erforderlichen bebauten 
und unbebauten Grundstücksflächen sowie 
die Kosten für ihre Freimachung in die ge- 
meinsame Finanzierung mit einbezogen wer- 
den müssen. 

c) In Nummer 5 ist das Wort „Baugrund- 
stücken" durch das Wort „Grundstücken" zu 
ersetzen. 

Begründung 

Folge des Änderungsvorschlages zu § 3 

Nr. 2. 

4 Zu § 4 

§ 4 ist zu streichen. 

Begründung 

Folge der vorgeschlagenen Neubildung von § 1 
Abs. 2. 


5. Zu § 5 

In Absatz 1 sind die Worte „vom Planungsaus- 
schuß (§ 7) nach Beteiligung des Wissenschafts- 
rates (§ 9)" zu streichen. 

Begründung 

Die Streichung betrifft eine Formulierung, auf 
die im Interesse einer Straffung des Gesetzes 
verzichtet werden kann. Die Beteiligung des 
Wissenschaftsrates wird in § 9 geregelt. Einer 
darüber hinausgehenden Erwähnung bedarf es 
nicht. 

6. Zu § 7 

a) Absatz 1 Satz 2 ist durch folgende Sätze zu 
ersetzen: 

„Ihm gehören der Bundesminister für wis- 
senschaftliche Forschung, der Bundesminister 
der Finanzen und ein Minister (Senator) 
jedes Landes an; eine Vertretung ist zu- 
lässig. Den Vorsitz führen der Bundes- 
minister für wissenschaftliche Forschung und 
ein von den Ländern gewählter Vertreter im 
zweijährigen Wechsel." 

Begründung 

Da Bund und Länder im Planungsausschuß 
als gleichberechtigte Partner Zusammen- 
wirken, erscheint es gerechtfertigt, daß den 
Vorsitz im Wechsel der Bundesminister für 
wissenschaftliche Forschung und ein Ver- 
treter der Länder führt. 

b) Absatz 2 ist wie folgt zu fassen: 

„(2) Der Planungsausschuß beschließt mit 
einer Mehrheit von drei Vierteln der Stim- 
men seiner Mitglieder. Die Stimmenzahl des 
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Bundes entspricht der Zahl aller Länder. 
Jedes Land hat eine Stimme." 

Begründung 

Die Änderung des Satzes 1 soll klarstellen, 
daß die vorgesehene Mehrheit von drei 
Vierteln der Stimmen aus der Stimmenzahl 
des Bundes und der Zahl der Stimmen aller 
Länder zu berechnen ist, also stets 17 Stim- 
men beträgt. Durch diese Fassung wird aus- 
geschlossen, daß der Bund mit einer Minder- 
heit der anwesenden Länder Mehrheitsent- 
scheidungen herbeiführen kann. Wären für 
die Berechnung der Dreiviertelmehrheit die 
Stimmen der anwesenden Länder maßgeb- 
lich, so bestünde diese Möglichkeit, sobald 
nur zwei Länder fehlen. 

Durch die Änderung des Satzes 2 soll klar- 
gestellt werden, daß der Bund — unabhän- 
gig von der Zahl der anwesenden Länder — 
stets 11 Stimmen hat. 

Der letzte Satz kann gestrichen werden, 
weil die Ärt der Stimmabgabe des Bundes 
im Gesetz nicht geregelt zu werden braucht. 

7. Zu § 8 

a) In Äbsatz 1 Satz 1 ist der Termin „1. Fe- 
bruar" durch den Termin „1. Äpril" zu er- 
setzen. 

Begründung 

Wegen des Verfahrens bei den Haushalts- 
aufstellungen in den Ländern ist als Termin 
für die Änmeldung der Vorhaben der 
1. Äpril vorzuziehen. 

b) In Äbsatz 1 Satz 1 sind nach den Worten 
„des Hochschulbaus" die Worte „dem Pla- 
nungsausschuß" einzufügen. 

Begründung 

In den Gesetzentwurf ist eine Bestimmung 
aufzunehmen, welcher Stelle die Länder ihre 
Änmeldungen zu übermitteln haben. Nach 
der Konzeption des Gesetzentwurfs, ist hier- 
für der Planungsausschuß zu bestimmen. 

c) Äbsatz 1 Satz 2 ist wie folgt zu fassen: 

„Mit der Änmeldung gilt die Zustimmung 
des Landes gemäß Ärtikel 91 a Äbs. 3 Satz 2 
des Grundgesetzes unter der Voraussetzung 
als erteilt, daß das Vorhaben in Höhe der 
angemeldeten Kosten in den Rahmenplan 
aufgenommen wird." 

Begründung 

Der Begriff des „Vorhabens" in Ärtikel 91 a 
Äbs. 3 Satz 2 GG umfaßt nicht nur die ein- 
zelnen Projekte, sondern auch die zu ihrer 
Verwirklichung erforderlichen Kosten. In der 


Änmeldung zur Äufnahme in den Rahmen- 
plan kann daher die grundgesetzlich erfor- 
derliche Zustimmung nur dann gesehen wer- 
den, wenn ein Projekt mit den vom be- 
troffenen Land angemeldeten Kosten in den 
Rahmenplan aufgenommen wird. 

d) Äbsatz 1 Satz 3 ist wie folgt zu fassen: 

„Bis zur Beschlußfassung über den Rahmen- 
plan oder bei seiner jährlichen Überprüfung 
kann die Änmeldung eines Vorhabens zu- 
rückgenommen oder geändert werden." 

Begründung 

Es sollte klargestellt werden, daß die Än- 
meldung eines Vorhabens geändert werden 
kann, wenn sich die Äbsichten eines Landes 
in dem Zeitraum zwischen der Änmeldung 
und der Äufstellung des Rahmenplans ledig- 
lich hinsichtlich der Höhe der Kosten der 
angemeldeten Projekte ändern. Ferner muß 
die Änmeldung auch bei der jährlichen 
Überprüfung das Rahmenplans zurückge- 
nommen oder geändert werden können. 

e) Äbsatz 4 ist wie folgt zu fassen; 

„(4) Für Änmeldungen zur Änderung des 
Rahmenplans gelten die Äbsätze 1 bis 3 
sinngemäß." 

Begründung 

Folge des Änderungsvorschlages zu Äb- 
satz 1 Satz 3. 

8. Zu § 9 

§ 9 ist wie folgt zu fassen: 

.§ 9 

Beteiligung des Wissenschaftsrates 

(1) Der Planungsausschuß hat dem Wissen- 
schaftsrat Gelegenheit zu geben, bis zum 1. Juni 
jeden Jahres zu den Änmeldungen gutachtlich 
Stellung zu nehmen und Empfehlungen zu er- 
teilen. 

(2) Empfehlungen nach Äbsatz 1 sind Bera- 
tungsgrundlage des Planungsausschusses. Der 
Planungsausschuß gibt dem Vorsitzenden des 
Wissenschaftsrates Gelegenheit zur Stellung- 
nahme, soweit er von den Empfehlungen ab- 
weichen will." 

Begründung 

Der Änderungsvorschlag trägt der Funktion des 
Wissenschaftsrates genauer Rechnung als der 
Gesetzentwurf. Im übrigen kann die Zusammen- 
arbeit zwischen Planungsausschuß und Wissen- 
schaftsrat der Geschäftsordnung des Planungs- 
ausschusses überlassen bleiben. 
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9. Zu § 11 

§ 11 ist zu streichen. 

Begründung 

Die Vorschrift ist im Hinblick auf die vorge- 
schlagene Änderung zu § 1 Abs. 1 und auf 
Artikel 91 a Abs. 5 GG überflüssig. 


10. Zu § 12 

a) Absatz 2 ist wie folgt zu fassen: 

„(2) Der Bund leistet unter Berücksichti- 
gung des Mittelbedarfs und — bei den Bau- 
vorhaben — des Baufortschritts Voraus- 
zahlungen an die Länder. Zur Feststellung 
des Mittelbedarfs und des Baufortschritts 
teilen die Länder dem Bundesminister für 
wissenschaftliche Forschung die Höhe der 
verausgabten Mittel sowie Stand und vor- 
aussichtliche Entwicklung der Vorhaben 
mit." 

Begründung 

Die Berücksichtigung des Mittelbedarfs ge- 
stattet eine bedarfsgerechtere Bemessung der 
Vorauszahlungen. Im übrigen handelt es sich 
um Abweichungen redaktioneller Art. 

b) Absatz 3 ist wie folgt zu fassen: 

„(3) Soweit die in § 3 Nr. 5 genannten 
Grundstücke innerhalb von zehn Jahren 
nach Erwerb oder einer von dem Planungs- 
auschuß bestimmten längeren Frist nicht für 
die Gemeinschaftsaufgabe in Anspruch ge- 
nommen werden, zahlt das Land an den 
Bund den Erstattungsbetrag zurück. Das 
gleiche gilt, wenn ein aufgrund des 
Rahmenplans durchgeführtes Vorhaben 
vor Ablauf von zwanzig Jahren zweckent- 
fremdet wird, es sei denn, der Planungsau- 
ausschuß billigt eine andere Verwendung." 

Begründung 

Der Bundesrat hält es im Interesse einer 
einfachen Verwaltung für zweckmäßig, der 
Erstattung bei nicht für die Gemeinschafts- 
aufgabe in Anspruch genommenen Grund- 
stücken den Einstandspreis zugrunde zu le- 
gen. Es ist anderenfalls zu befürchten, daß 
die Festsetzung des Verkehrswertes zu 
einem sachlich nicht erforderlichen Verwal- 
tungsaufwand führen würde. 

Darüber hinaus wird es im Interesse mög- 
lichst flexibler Lösungen für zweckmäßig 
gehalten, daß der Planungsausschuß in be- 
gründeten Fällen eine Verwendung von 
Vorhaben, die im Rahmen der Gemein- 
schaftsaufgabe errichtet worden sind, auch 
außerhalb dieser zulassen kann, ohne daß 
eine Erstattungspflicht begründet wird. 


n. Zu § 13 

§ 13 ist wie folgt zu fassen: 

„§ 13 

Aiifsfellung des ersten Rahmenplans 

Unterlagen nach § 8 für die Aufstellung des 
ersten Rahmenplans sind dem Planungsaus- 
schuß bis zum 1. Juli 1970 zuzuleiten. Bis zum 
1. Januar 1971 soll dem Wissenschaftsrat Gele- 
genheit zur Stellungnahme und zur Erteilung 
von Empfehlungen gegeben werden. Der erste 
Rahmenplan soll bis zum 1. März 1971 aufge- 
stellt sein." 

Begründung 

Die Änderungen gleichen den Verfahrensgang 
bei der Aufstellung des ersten Rahmenplans 
den in § 9 geregelten Funktionen des Wissen- 
schaftsrates an. Absatz 1 ist mit Rücksicht auf 
die weiteren Zeitbestimmungen des Gesetzes 
entbehrlich. 

12. Zu § 14 

a) Die Absätze 2 und 3 sind durch folgenden 
Absatz 2 zu ersetzen: 

„(2) Bund und Länder sollen Vereinba- 
rungen treffen über 

1. die finanzielle Abwicklung der bis- 
her von Bund und Ländern gemein- 
sam geförderten Maßnahmen; hier- 
bei sind Überzahlungen unter Be- 
rücksichtigung eines etwaigen Er- 
stattungsbetrages nach Absatz 1 zu 
verrechnen; 

2. die Planung und Finanzierung an- 
derer Vorhaben bis zum Beginn der 
Laufzeit des ersten Rahmenplans. 

Die Vereinbarungen sollen den Grundsätzen 
dieses Gesetzes entsprechen." 

Begründung 

Durch die Änderung wird festgelegt, daß 
die Übergangsvereinbarungen auf multilate- 
raler Basis abgeschlossen werden sollen. Der 
Bundesrat hält das im Interesse einer für 
alle Länder einheitlichen Regelung für er- 
forderlich. 

Im übrigen dient die Neufassung der Klar- 
stellung. Sie stellt zudem sicher, daß die auf 
Grund dieses Gesetzes geltenden Beteili- 
gungssätze auch für die Übergangsregelung 
maßgebend sind. 

b) Die durch § 14 unmittelbar oder mittelbar 
bestimmte Anwendung der Beteiligungs- 
quote des § 12 setzt nach dem Sinn des Ge- 
setzes die Durchführung eines gemeinsamen 
Rahmenplans voraus. Solange ein solcher 
nicht aufgestellt ist, muß nach den bisheri- 
gen Beteiligungen verfahren werden. Diesem 
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Grundsatz ist im weiteren Gesetzgebungs- 
verfahren durch eine Umgestaltung des § 14 
Rechnung zu tragen. 

13. Zu § 15 

§ 15 ist wie folgt zu fassen: 

.§ 15 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land berlin." 

Begründung 

Folge der vorgeschlagenen Neubildung des § 1 
Abs. 2 und Streichung des § 4. 
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Anlage 3 


Auffassung der Bundesregierung 
zu der Stellungnahme des Bundesrates 


Zu I. 

Es soll geprüft werden, inwieweit die Gesetzesent- 
würfe zu den Gemeinschaftsaufgaben im Wortlaut 
einander angeglichen werden können. 


Zu II. 

Zu 1. a) (§ l Abs. 1) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag des 
Bundesrates nicht zu. 

Nach ihrer Auffassung sollte der in § 1 Abs. 1 der Re- 
gierungsvorlage aus Artikel 91 a Abs. 1 des Grund- 
gesetzes (E) übernommene Begriff der Gemein- 
schaftsaufgabe nicht durch die vom Bundesrat vorge- 
schlagene Formulierung ersetzt werden. Der rechtliche 
Charakter der Gemeinschaftsaufgabe ist in Arti- 
kel 91 a Abs. 1 des Grundgesetzes (E) festgelegt. 
Dort ist eindeutig gesagt, daß es sich um Länderauf- 
gaben handelt, an denen der Bund mitwirkt. Der 
Umfang der Mitwirkung des Bundes ergibt sich 
ebenfalls aus Artikel 91 a des Grundgesetzes (E) und 
den Einzelbestimmungen dieses Gesetzes. 

Sofern Artikel 91 a Abs. 1 Nr. 1 des Grundgesetzes 
(E) bei der weiteren parlamentarischen Behandlung 
durch die Worte: „einschließlich der Hochschul- 
kliniken" ergänzt werden sollte, müßte diese For- 
mulierung in § 1 Abs. 1 der Regierungsvorlage 
aufgenommen werden. Insoweit stimmt also die 
Bundesregierung dem Vorschlag des Bundesrates 
bedingt zu. 

Zu 1. b) (§ 1 Abs. 2 neu) 

Die Bundesregierung hält an der in der Regierungs- 
vorlage vorgesehenen Bestimmung des § 4 fest. 

Die allgemeine Befugnis der Länder, den Charakter 
einer Hochschule als wissenschaftliche Hochschule 
festzulegen, wird durch die in der Regierungsvor- 
lage vorgesehene Regelung nicht berührt. Artikel 
91 a Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes (E) gibt dem 
Bundesgesetzgeber jedoch die Kompetenz, die Ge- 
meinschaftsaufgabe näher zu bestimmen. Darunter 
fällt auch die Bestimmung des Kreises derjenigen 
Einrichtungen, die wissenschaftliche Hochschulen im 
Sinne des Hochschulbauförderungsgesetzes sein 
sollen. Deshalb sieht § 4 der Regierungsvorlage vor, 
daß wissenschaftliche Hochschulen im Sinne des Ge- 
setzes die in der Anlage aufgeführten und die durch 
Rechtsverordnung in die Anlage aufgenommenen 
wissenschaftlichen Hochschulen sind. Die Regelung 
gewährleistet, daß in allen Ländern einheitliche Vor- 
aussetzungen für die Übernahme einer wissen- 


schaftlichen Hochschule in die gemeinsame Planung 
und Finanzierung durch Bund und Länder bestehen. 
Solche einheitlichen Voraussetzungen sind schon 
deshalb unentbehrlich, weil der finanzielle Anteil 
des Bundes in den einzelnen Ländern nicht für un- 
terschiedliche, wenn auch mit gleichen Begriffen be- 
zeichnete Einrichtungen eingesetzt werden darf. 

Wegen der Bedenken des Bundesrates, daß § 4 der 
Regierungsvorlage Hochschulneugründungen er- 
schwere, wird auf § 3 Nr. 1 zweiter Halbsatz der 
Regierungsvorlage verwiesen. 

Zu 2. (§ 2) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag des 
Bundesrates nicht zu. 

§ 2 der Regierungsvorlage beruht auf der Ermächti- 
gung des Artikels 91 a Abs. 2 Satz 2 des Grundgeset- 
zes (E), wonach das Ausführungsgesetz allgemeine 
Grundsätze für die Erfüllung der Gemeinschafts- 
aufgabe enthalten soll, über die Grenzen dieser Er- 
mächtigung geht § 2 der Regierungsvorlage nicht 
hinaus. Die Vorschrift soll lediglich sicherstellen, 
daß die Bedeutung der eng mit Baumaßnahmen zu- 
sammenhängenden Fragen — wie die Gestaltung 
des Forschungs- und Bildungssystems, die Hoch- 
schulstruktur, die Studienreform und die Bedarfs- 
steuerung — bei der Erfüllung der Gemeinschafts- 
aufgabe, d. h. im Rahmen der gemeinsamen Bau- 
planung und der Ausführung der Planung durch die 
Länder, berücksichtigt wird. In diesem Sinne erschei- 
nen die allgemeinen Grundsätze des § 2 der Regie- 
rungsvorlage als Richtschnur für die Tätigkeit des 
Planungsausschusses unverzichtbar. 

Zu 3. a) (§ 3 Nr. 1) 

Vgl. zu 1 . b). 

Zu 3. b) (§ 3 Nr. 2) 

Die Bundesregierung schließt sich dem Vorschlag 
des Bundesrates nicht an. 

Die in der Regierungsvorlage vorgesehene Beschrän- 
kung auf eine nach dem zulässigen Maß der bau- 
lichen Nutzung bemessene Grundstücksfläche stellt 
eine notwendige Konkretisierung des in § 2 Nr. 6 
aufgestellten Grundsatzes der rationellen Grund- 
stücksnutzung dar. Die Regelung des § 3 Nr. 2 ver- 
langt keine starre Anlehnung an die ohnehin als 
solche nicht anwendbare Baunutzungsverordnung 
und läßt damit genügend Spielraum für den Einzel- 
fall. 

Einer besonderen Erwähnung der bebauten Grund- 
stücke bedarf es nicht, da solche Grundstücke, so- 
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weit sie für einen Erwerb im Rahmen der Gemein- 
schaftsaufgabe in Betracht kommen, von dem in der 
Regierungsvorlage verwendeten Begriff des Bau- 
grundstücks erfaßt werden. Auch die Kosten der 
Freimachung sind durch die Regierungsvorlage (§ 3 
Nr. 3) bereits gedeckt. 

Die Bundesregierung kann einer von § 14 abwei- 
chenden Regelung nicht zustimmen. Es ist sachge- 
recht, daß § 14 für das neuartige Institut der Ge- 
meinschaftsaufgabe das Stichtagsprinzip einführt, 
demzufolge grundsätzlich nur die nach dem Inkraft- 
treten des Gesetzes erbrachten Aufwendungen, ein- 
schließlich der Aufwendungen für Baugrundstücke, 
von den Partnern der Gemeinschaftsaufgabe ge- 
meinsam getragen werden. § 14 Abs. 2 der Regie- 
rungsvorlage macht für die bereits vor dem Inkraft- 
treten gemeinschaftlich finanzierten Vorhaben Aus- 
nahmen. Auch hat sich der Bund in den Jahren 
1968/1969 bereits in erheblichem Umfang an Grund- 
erwerbskosten beteiligt, so daß für die vom Bundes- 
rat befürwortete Lösung kein unabweisbares Be- 
dürfnis besteht. 

Zu 3. c) (§ 3 Nr. 5) 

Vgl. zu 3. b). 

Zu 4. (§ 4) 

Vgl. zu 1. b). 

Zu 5. (§ v5 Abs. 1) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag des 
Bundesrates zu. 

Zu 6. a) (§ 7 Abs. 1 Satz 2) 

Die Bundesregierung hält am ständigen Vorsitz des 
Fachministers des Bundes fest. 

Der Vorsitzende muß die überregionalen und, bei 
unterschiedlichen Länderinteressen, die ausgleichen- 
den sowie koordinierenden Gesichtspunkte zur Gel- 
tung bringen. Zur Wahrnehmung dieser Funktion ist 
im Bundesstaat grundsätzlich der Vertreter des Ge- 
saratstaates berufen. Ein ständiger Vorsitz erleich- 
tert im übrigen das Verfahren und vermeidet Ver- 
waltungsaufwand. Ein Wechsel im Vorsitz würde 
die Kontinuität der Arbeit des Planungsausschusses 
erschweren. Wenn der Bundesfachminister nicht 
ständig den Vorsitz führte, käme man ferner nicht 
ohne eine besondere Geschäftsstelle aus. 

Zu 6. b) (§ 7 Abs. 2) 

Die Bundesregierung stimmt § 7 Abs. 2 Satz 1 in der 
Fassung des Bundesrates nicht zu. 

Zwar ist die Bundesregierung ebenfalls der Auf- 
fassung, daß im Planungsausschuß keine Mehrheits- 
entscheidungen mit einer Minderheit der Länder, ge- 
messen an der Zahl der Mitglieder, getroffen werden 
sollten. Die von den Ländern angestrebte Sicherung 
gegen derartige Entscheidungen kann aber ebenso 
wirksam durch das Erscheinen aller Länder erreicht 
werden. Die Anwesenheit aller Länder ist auch mög- 
lich, da § 7 Abs. 1 eine Vertretung der Mitglieder 
des Planungsausschusses gestattet. Da es für eine 


partnerschaftliche und wirksame Zusammenarbeit 
im Planungsausschuß unerläßlich ist, daß bei den Be- 
ratungen alle Länder mitwirken, hat die Bundes- 
regierung die in der Regierungsvorlage vorgesehene 
Regelung gewählt, um so die Mitarbeit aller Länder 
zu fördern. Bei der vom Bundesrat vorgeschlagenen 
Lösung wäre auch zu bedenken, daß im Extremfall 
eine Mehrheit von sechs Ländern jede Beschlußfas- 
sung und damit praktisch jede Beratung im Pla- 
nungsausschuß durch Abwesenheit verhindern kann. 

Der vom Bundesrat vorgeschlagenen Neufassung 
des § 7 Abs. 2 Satz 2 sowie der Streichung des § 7 
Abs. 2 Satz 4 stimmt die Bundesregierung zu. 

Zu 7. a) (§ 8 Abs. 1 Satz 1) 

Die Bundesregierung stimmt dem Änderungsvor- 
schlag nicht zu. 

Bei einer Verschiebung des Anmeldetermins vom 
1. Februar auf den 1. April wäre die rechtzeitige 
Aufstellung des Rahmenplans nicht gewährleistet. 
Die Einhaltung des früheren Termins ist in der 
Praxis auch möglich, da es sich bei den Hochschulen 
um länger geplante Projekte handelt. Die Einschal- 
tung des Wissenschaftsrates in das Verfahren erfor- 
dert ebenfalls eine möglichst straffe zeitliche Ge- 
staltung, weswegen der Entwurf auch besondere 
Termine für die Empfehlungen des Wissenschafts- 
rates (15. April) und für die Fortschreibung des 
Rahmenplans (1. Juli) vorsieht. 

Zu 7. b) (§ 8 Abs. 1 Satz 1) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag des Bun- 
desrates mit der Maßgabe zu, daß nach den Worten 
„des Hochschulbaus" die Worte „dem Bundesmini- 
ster für wissenschaftliche Forschung" eingefügt wer- 
den. Hierdurch wird wie in den beiden anderen Aus- 
führungsgesetzen zu Artikel 91 a des Grundgesetzes 
(E) klargestellt, daß die Anmeldungen an den Fach- 
minister des Bundes als den Vorsitzenden des Pla- 
nungsausschusses zu richten sind. 

Zu 7. c) (§ 8 Abs. 1 Satz 2) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag nicht zu. 

Wenn die Zustimmung des Landes gemäß Artikel 
91 a Abs. 3 Satz 2 des Grundgesetzes (E) nur unter 
der Voraussetzung als erteilt gilt, daß die Maßnah- 
me genau in Höhe der angemeldeten Kosten in den 
Rahmenplan aufgenommen wird, würde eine der 
wichtigsten Aufgaben des Planungsausschusses, die 
Ländervorschläge nach den finanziellen Möglich- 
keiten abzustimmen und in einem Plan zusammen- 
zufassen, außerordentlich erschwert. Den Interessen 
der Länder wird in ausreichendem Maße dadurch 
Rechnung getragen, daß sie ihre Zustimmung bis zur 
Beschlußfassung über den Rahmenplan widerrufen 
können (§ 8 Abs. 1 Satz 3). 

Zu 7. d) (§ 8 Abs. 1 Satz 3) 

Die Bundesregierung stimmt den vorgeschlagenen 
Änderungen nicht zu. 

Eine Widerrufsmöglichkeit auch bei der jährlichen 
Fortschreibung des Rahmenplans würde zu einer 
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nicht vertretbaren Unsicherheit in der gemeinsamen 
Rahmenplanung führen. Es wäre insbesondere das 
Ziel des § 2 , durch die Gemeinschaftsaufgabe ein ab- 
gestimmtes funktionsfähiges System der wissen- 
schaftlichen Hochschulen in der Bundesrepublik zu 
gewährleisten, in Frage gestellt, wenn ein einmal in 
dieses System einbezogenes Vorhaben dem Bereich 
der Gemeinschaftsaufgabe wieder einseitig entzogen 
werden könnte. Nach Auffassung der Bundesregie- 
rung ist es der Gemeinschaftsaufgabe angemessen, 
wenn eventuell erforderliche Korrekturen eines 
einmal beschlossenen Rahmenplans im Planungsaus- 
schuß gemeinsam vorgenommen werden. Hierzu 
schafft § 8 Abs. 4 in Verbindung mit § 5 Abs. 2 der 
Regierungsvorlage die rechtlichen Voraussetzungen. 

Was die Änderungen — im Gegensatz zum Wider- 
ruf oder zur Zurücknahme — betrifft, so können 
auch nach der Regierungsvorlage bis zur Beschluß- 
fassung über den Rahmenplan Anmeldungen ge- 
ändert werden. Das ergibt sich aus der Zulässigkeit 
des Widerrufs der gesamten Anmeldung bis zur 
Beschlußfassung über den Rahmenplan. Die Frist für 
die Anmeldung steht nicht im Wege, denn sie stellt 
keine Ausschlußfrist dar. — Änderungen bei der 
jährlichen Fortschreibung des Rahmenplans können 
nach § 8 Abs. 4 der Regierungsvorlage in der Form 
von Anmeldungen zur Änderung des Rahmenplans 
durchgelührt werden. 

Zu 7. e) (§ 8 Abs. 4) 

Die Bundesregierung erhebt gegen den Vorschlag 
keine Einwendungen, da es sich um eine Anglei- 
chung an die entsprechenden Vorschriften der beiden 
anderen Gesetzentwürfe zu Artikel 91 a Grund- 
gesetz (E) handelt. 

Zu 8. (§ 9) 

Die Bundesregierung hält an der von ihr vorgeschla- 
genen Fassung fest. 

Es soll insbesondere die Formulierung des Absat- 
zes 2 der Regierungsvorlage beibehalten werden. Im 
Vergleich zu der vom Bundesrat vorgeschlagenen 
Formulierung hebt die Vorschrift die Einschaltung 
des Wissenschaftsrates in das Verfahren bei der 
Aufstellung des Rahmenplans klarer heraus. 

Zu 9. (§ 11) 

Die Bundesregierung empfiehlt, § 11 nicht zu strei- 
chen. 

Die Vorschrift stellt im Anschluß an die Regelungen 
über den Rahmenplan klar, daß dessen Durchfüh- 
rung allein den Ländern obliegt. 

Absatz 2 konkretisiert das Recht der Bundesregie- 
rung und des Bundesrates auf Unterrichtung. 

Zu 10. a) (§ 12 Abs. 2) 

Die Bundesregierung stimmt den Änderungsvor- 
schlägen des Bundesrates nicht zu. 

Es muß im Gesetzeswortlaut zum Ausdruck kommen, 
daß sich die Höhe der Vorauszahlungen nach dem 


voraussichtlichen Erstattungsbetrag richtet. Ferner 
soll daran festgeljalten werden, daß die Voraus- 
zahlungen nach dem Stand der Maßnahmen und 
nach den bereitgestellten Haushaltsmitteln zu be- 
messen sind. Diese Merkmale sind differenzierter 
als die vom Bimdesrat vorgeschlagene Berücksich- 
tigung des Mittelbedarfs und des Baufortschritts. 

Zu 10. b) (§ 12 Abs. 3) 

Die Bundesregierung hält an der von ihr vorge- 
schlagenen Fassung fest. 

Es erscheint sachgerechter, wenn bei Nichtinan- 
spruchnahme vorsorglichen Grunderwerbs der Ver- 
kehrswert und nicht der Erstattungsbetrag zurück- 
gezahlt wird (Satz 1) und Zweckentfreindungen von 
Vorhaben nicht nur innerhalb eines Zeitraums von 
20 Jahren rückerstattungspflichtig sein sollen (Satz 2). 

Nach Auffassung der Bundesregieiung wäre es be- 
denklich, in Satz 2 (am Ende) die Worte: „im Rah- 
men der Gemeinschaftsaufgabe" zu streichen, weil 
es die Zuständigkeit des Planungsausschusses über- 
schreiten würde, wenn er die Verwendung eines 
Vorhabens außerhalb des Rahmens der Gemein- 
schaftsaufgabe billigen würde. 

Zu 11. (§ 13) 

Nach Ansicht der Bundesregierung ist die von ihr 
vorgeschlagene Fassung eindeutiger. 

Zu 12. a) (§ 14) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag des 
Bundesrates nicht zu. 

Die Fassung der Regierungsvorlage verdient wegen 
größerer Klarheit und vor allem deswegen den Vor- 
zug, weil die finanzielle Abwicklung der bisher ge- 
meinsam geförderten Vorhaben nicht der Regelung 
durch Verwaltungsvereinbarungen Vorbehalten 
bleibt, so daß die reibungslose Fortführung dieser 
Vorhaben bereits durch das Gesetz gewährleistet ist. 
Es muß insbesondere auch sichergestellt sein, daß 
die Beteiligungssätze bei den laufenden Vorhaben 
nicht rückwirkend geändert werden. 

Absatz 3 der Regierungsvorlage ermöglicht ebenso 
wie die Fassung des Bundesrates den Abschluß von 
Ubergangsvereinbarungen auf multilateraler Basis. 
Im übrigen sollte die Möglichkeit bilateraler Lösun- 
gen nach Ansicht der Bundesregierung nicht ausge- 
schlossen werden. 

Zu 12. b) (§ 14) 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß die 
Beteiligungsquote des § 12, die auf Artikel 91 a 
Abs. 4 des Grundgesetzes (E) beruht, bereits mit 
Inkrafttreten des Gesetzes gelten sollte. 

Zu 13. (§ 15) 

Da die Bundesregierung an § 4 der Regierungsvor- 
lage festhält (vgl. zu 1. b), muß § 15 Satz 2 der 
Regierungsvorlage beibehalten werden. 
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